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5. Plenarsitzung . 
des Landtages Rheinland-Pfalz am 2. August 1951 

lm L:mdta~sgebäude zu Malm: 

B e g in n : 10 .1 O U h r. 

Präsident Wolters: 
Meine Damen und Herren! Die 5. Sitzung des Land

tages von Rheinland-P.falz ist . el'öffnet. Beisitzet' zur 
heutigen Sitzung sind die Frau Abgeordnete Seppi und 
der Abgeordnete Drathen; die Rednerliste führt die 
Frau Abgeordnete Seppi. 

Entschuldigt für die heutige SÜzung infolge Erkran
kung oder aus dienstlichen Gründen sind die Abgeord- . 
neten Markscherfel, Dr. Moser, Bögler, Frau Abgeord
nt>te Dr. Gantenberg, Steger, Wilms, Dr. Habighorst, 
Dr. Dr. Christof!el, Frau Abgeordnete Wolf, Billen, 
I•'licßcn, Frau Abgeordnete Herklotz, Hitter, Hülser, 
Dr. Lichtenbergcr, Mieden, Odenthal, Schweinhardt, 
Völker. 

Die Tagesordn~mg wurde in der 'i:estrigen Sitzung 
festgelegt: Ausspraclle über den Punkt 1: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes über die Fest
stellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 

1951 - Drucksache Il!35 -

Wir treten in die Tagesordnung ein. Vor Eintritt in 
die Tagesordnung hat der Abgeordnete Hertel (SPD) 
das Wort erbeten zur Geschäftsordnung. 

Abg. llcrtcl: 
Meine Damen und Herren! Im Hinblick. auf die Be

deutung der zu erwartenden Red~ durch den Sprecher 
de!' Opposition, die Entgegnung auf die gestrige Rede 
des Herrn Finanzministei·s, bitte ich für die~en Fall die 
in der Geschäftsordnung festgelegte Stunde als Rede
zeit aufzuhi::bcn und den Herrn Präsidenten zu ermäch
tigen, diese Rede ungestört zum Vortrag kommen zu 
lassen. · 

Prä.sidcnt \\'oltcrs: 

Es ist der Antrag gestellt worden, die in der Geschäfts
ordnung ko.stgelegte Redezeit zu verlängern. Dagegen 
lWhebt :;ich kein Widerspruch, der Antrag ist angenom
men. - Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Hoffmann von 
der SPD. 

Abg. Dr. Hoffmann: 
Meine Damen und Herren! Wenn ich mich heute in der 

vornehmeren Rolle eines Mitglieds des souveränen 
I.ai:idtage::; zu einem Gegenstand äußere, den it'h früher 
pls der Beauftragte des Landtages zu behandeln hatte, 
so bringt dieser Rollenwechsel begreiflicherweise einige 
Umstellungsschwierigkeiten mit sich. Ich muß daher um 
Nachsi<:ht bitten, wenn der Häutungspt"ozeß von der Re
gierung zur Opposition bei mir sich noch nicht ringsum 
vollzogen hat und mir eventuell die eine oder andere In
konsequenz unterlaufen sollte .. 

Als mir von meiner Fraktion der Auftrag erteilt wurde, 
zum Haushalt zu sprechen, habe Jch mich zunächst 
natilt"lich nach Hilfsmitteln und Hilfstruppen umge
sehen. Denn man muß ja so etwas, wenn man kein 
Ministerium mehr hat, alles alleine selber machen. kh 
habe also das nächstliegende getan und einmal nach
ge (orscht, wie sich bisher die Opposition in diesem 
Falle stilvoll verhalten hat. Ich habe die Ausfüh
rungen des Kollegen Dr. Nowack vom vergangenen Jahr 
zum 'Ha ushalt 1950 nachgelesen und ich muß sagen, ich 
habe allerhand Brauchbares, so für eine Opposition 
Brauchbares meine ich natürlich, darin gefunden. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Es war eine ä ußerst anregende Lektüre. wie ich Herrn 
Kollegen Nowack. gerne konzedieren darf, eine Lektüre, 
bei der ich mich sehr viel wohler gefühlt habe als bei 
seinen gestrigen Ausführungen. Ich nehme an, daß es 
ihm genau so gegangen ist. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Es ist natürlich nicht zu vermeiden, wenn man solche 
Forschungen treibt, daß man auf allerhand Pikante
rien stößt, d ie eigentlich danach drängen, von Zeit zu 
Zeit wiedet· mal ans 'ragesli~1t gt:bt'a(;ht zu werden. 

Aber ich habe schließlich doch der Versuc:hung wider
standen und mich entschlossen, von dem Ergebnis meiner 
Ausgrabungen keinen Gebrauch zu machen. Denn ich 
halte es doch nicht für ganz fair, jcmund vorzuhalten, 
daß er einmal in einer anderen Situation eine andere 
Meinung gehabt hat. Nebenbei ist es mir selber noch 
eingefallen,' daß ich auch einmal in eine ähnlic:hc Situa
tion kommen könnte und daß auch ich für diesen Fall 
für mich das Recht in Anspruch nehmen müßte. bei Ge
legenheit zuzulernen, oder nach B~ar! umzulerne:i, 
und auf alle Fä lle mit den zunehmenden Jahren auch an 
Weisheit zuzunehmen. 

Früher habe ich nun als Finanzminister mich immer
hin an die Auffassungen und die Tendenz des Kubinctts 
gebunden erachtet, heute h ätte ich die Möglichkeit einer 
persönlicheren und freieren Betrachtung der Dinge. So
weit aber nicht in der Vergangenheit Kabinett oder 
Landtag sich von der Meinung und den Vorschlägen des 
Finanzministerium~ entfernt haben. möchte ich mit'h 
einer Kritik der hinter uns liegenden Regienmg ent
halten, die zumindestens 20 v. H. an mi1· selber wäre. 
Die Mitglieder der jetzigen Regierung haben es bil
liger, 9-ie haften nur zu 16 % v. H. 

(Heiterke it im Hause.) 

Der Haushalt 1951, meine Damen und Herren. bringt 
in Form und Sache kaum eiwas Neues, die so und so
vielte Haushaltsbe1·atung wird <tlso im wesentlichen die 
alten Probleme zum soundsovielten Male erörtern, mit 
den kleinen Nüancen, wie sie si<.:h aus d1m Gegebenheiten 
des Augenblicks und auch mit den Abschattierungen, 
wie sie sich aus der zum Teil gewechselten Position der 
einzelnen Sprecher ergeben. 

Der Haushalt wird an den Ausschuß gehen. Ei· witd 
nach einem eisernen Grundgesetz des Parlamcntal'ismus 
von dort verschlechtert zurückkommen, d. h. mit mehr 
unechten als echten Einsparungen und Einnahmever
besserungen, dafür aber au! der anderen Seite mit 
einigen massiven Ausgabe-Erhöhungen. 

Me ine Fraktion, um das gleich zu Beginn meiner Aus
führungen festzustellen, hat nicht die Ab~icht, den Haus
halt mit einer schematischen Oppositionsformel abzu
lehnen. Sie w ird vielmehr ihre endgültige Stellung ab
hängig machen von dem Gesamtvcrlau! der Verhund
lungen und von der letzten Gestalt, in der sich der Haus
halt nach Abschluß der Beratungen präsentiert. 

Am Anfang und am Ende jeder rheinisch-pfälzischen 
Etatbei·atung, meine Damen und Herren, steht die Fest
stellung, daß dieses Land arm ist und daß :;idi aus die
ser notorischen Unzulänglichkeit alles weit(;'re mit einer 
betrüblichen Au tomatik ergibt, insofern, als der Haus
halt in Einnahmen und Ausgaben eben nur Ausdruck 
dieses negativen Tat bestandes sein kann. Wir waren 
seither das zweitärmste Land. Es könnt~ sein, daß wir 
unterdessen das ärmste geworden und an die letzte 
Stelle abgesunken sind, wenn man die vielfältige För
derung in Rechnung stellt, die Schleswig-Holstein von 
seiten des Bundes erfahren hat 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 
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und die ihm wen,igstens gestattete, m('hr Geld auszu
geben, als es uns möglich war. 

Die Gründe unserer Steuerschwäche sind bekannt. 
Ihre Wirkung wird verschärft dadurch, daß sie in unse
rem Lande zusammentrifft mit einem außerordentlich 
hoht:-n Bedarf, einem Bedarf, der wiederum bedingt ist 
durch den überdurchschnittlichen Zerstörungsgrad des 
Landes und vor allem durch den Rückstand in dem Er
holungsprozeß seiner Wirtschaft, vor allem der gewerb
lichen Wirtschaft. Hier haberr die Vernachlässigung in 
der Zeit der Aufrüstung vor dem Kriege, die Zerstö
rungen im Kriege und nach dem Kriege, die Demonta
gen und die sonstigen Besatzungsmaßnahmen in der 
französischen Zone, teilweise auch die Abschnürungen 
von der Saar zusammen mit anderen Ursachen jeden
falls bewirkt, daß der Produktionsstand unserer Indu
strie, gemessen an 1936, heute noch und wohl auch 
weiterhin wesentlich hinter dem der ehemaligen Bizone 
nachhinkt. Aus alledem aber, meine Damen und Herren, 
crwädl!;t die Problematik dieses Landes, zwischen unter
normalcn Einnahmen und übernormalem Bedarf eine 
erträgliche Synthese zu finden. 

Es kommt dazu, daß Kriegs- und Nachkriegsfolgen 
zwar mitwil'kcnd, aber für den wirtschaftlichen und 
damit finanziellen Status dieses Landes leztlich nicht 
entscheidend sind. Wäre es anders, so bestünde ja im
merhin die Hoflnung auf eine mögliche entscheidende 
Besserung. Leider aber ist unsere Finanzkraft mit der 
Grundstruktur unseres stark agrarischen Landes mit 
seinen vorherrschenden steuerschwachen Klein- und 
Klcinstbl'trieben ein für alle Mal gegeben. Eine um
wälzende Änderung dieser Struktur, wie sie eigentlich 
nur theoretisch denkbar ist, hätte die Ansetzung von 
Industrie und Gewerbe im Umfange von vielleicht 
200 000 Arbeitsplätzen mit einem Milliardenaufwand 
zur Voraussetzung. 

Wenn ich damit sagen will, die Situation dieses Lan
des ist also nicht etwa kriegsbedingt und damit viel
leicht korrigierbar oder reparabel, so wird diese Auf
(assung bestätigt durch die Feststellung, daß die Ge
biete die wir heute in diesem Lande unter gemein
same~ Bewirtschaftung haben, schon vor dem Kriege 
genau so wenig ertragreich waren, wie sie heute sind. 

Im Jahre 1937 nämlich betrug das Aufkommen der 
hauptsächlichen Steuern pro Kopf der Bevölkerung im 
heutigen Bundesgebiet rund 130 Mark. Die Steuern 
waren damals bekanntlich etwas niedriger als heute. 
Ausgeschlagen auf die Ländel' in ihrem gegenwärtigen 
Bestand bewegten sich die Kopfzahlen zwischen 160 
Mark in Württemberg-Baden und 145 Mark in Nord
rhein-Westfalen an der Spitze bis herab zu 105 Mark 
für Schleswig-Holstein, 100 Mark für Niedersachsen 
und noch einmal stark abfallend rund 70 Mat·k für 
Rheinland-Pfalz als dem Lande des weitaus gering
sten Steueraufkommens. Bereits damals also war das 
heutige Oebict von Rheinland-Pfalz mit weitem Ab
stand selbst von Schleswig-Holstein und Niedersachsen, 
die ihm heute nur infolge ihres starken Flüchtlings
zustroms nahegerückt sind, der weitaus steuerertrags
ärmstc Reichsteil. 

Rheinland-Pfalz fehlen zum bundesdurchschnittlichen 
Steuc1·crtrag ziemlich genau einhundert Millionen D
Mark - ein Betrag, der sich also beiläufig deckt mit 
dem Fehlbetrag unseres gewiß auf das äußerste Maß 
der Sparsamkeit und darüber hi,naus reduzierten Haus
halts.· Um diese einhundert Millionen ist die Leistungs
fähigkeit dieses Landes geringer, um diese einhundert 
Millionen geht es den Bewohnern dieses Landes 
schlechter als dem Bundcsdurchsthnittsbürger. Und 
dies, obwohl der Bürger in Rheinland-Pfalz selbstver
ständlich genau dieselben Steuern zahlt wie anderswo. 

Über diese einhundert Millionen, meine Damen und 
Herren, müssen wir uns noch etwas unterhalten. Ein 
naiver Betrachter könnte nämlich annehmen, wenn bei 
einem Ausgabe-Soll von 500 Millionen rund hundert 
fehlten, so hieße das eben nur, daß die Leistung un
seres Landes immer noch 80 v. H. des Normalen bc
tl'agen könne. 

Aber es ist ja nicht alles produktive, sichtbar pro
duktive Leistung, was das Unternehmen Staat aufwen
det. Es stecken darin ja ganz erhebliche Spesen und 
Unkosten, von denen der Bürger nichts anderes hat als 
- sagen wir - das beruhigende Gefühl, eben regiert 
und verwaltet zu werden. Das kostet seJbstvei·ständlich 
eine ganze Menge Geld an Personal sowohl wie an 
Papier und Benzin und sonstigen Lebensbedürfnissen 
der Bürokratie. Aber es ist doch gerade der Bezirk, wo 
sich der Bürger mehr als Opfer denn als Nutinicßet· 
des Staates fühlt. Der Bürger schätzt doch am Staat, 
und er schätzt seinen Staat nach der über den zwangs
läufigen Aufwand des technischen Betriebes hinaus 
fühlbaren Hilfe, nach der sichtbaren Leistung, ich 
möchte sagen nach dem Gelde, das der Staat in irgend
einer Form dem Bürger wieder zurückgibt. Der Bürger 
frägt ganz einfach, ähnlich wie bei einer Versicherung, 
in die er sich begibt - und der Staat ist ja doch auch 
so etwas ähnliches seinem Entstehungsgrunde nach -, 
der Bürger frägt wie bei dem Versicherungsunterneh
men, zu dem er Beiträge zahlen soll, nach der Gegen
leistung. Und hiet· wie dort ärgert ihn der Apparat. 

Die Gegenleistung oder der Beitragsteil, der vom Staat 
zurückerstattet wird, findet $ich in unserem Haushalt 
%Ur Hauptsache in den sogenannten „allgemeinen" 
und „einmaligen" Ausgaben. Personalaufwand gilt als 
zwangsläufig, der normale Sachaufwand ebenfalls. 
zwangsläufig und deshalb auszusclleiden sind aber 
auch noch einzelne Positionen der „a.Hgeme-inen"" Aus
gaben, soweit sie nämlich zwangsläufig im Sinne einer 
Rechtsverpflichtung sind. Dahin gehören z. B. die Lei
stungen an die Gemeinden, an die Kirchen, der Schul
dendienst, der Aufwand der Anstalten und Betriebe, 
vor allem der Forsten. Wenn wir also von den „allge
meinen" und „einmaligen~ Ausgaben die darin eben
falls enthaltenen „zwangsläufigen" in Abzug bringen, 
dann bleibt uns ein Etatbetrag von vielleicht 50 Mil
lionen, das sind rund 10 v. H. der Bilanzsumme, die 
wir als disponible oder - schlechter gesagt, aber 
üblicherweise - als „freiwillige" Ausgaben ansprechen 
können. Freiwillig nur in dem Sinne, daß man sie 
unterlassen kann, wenn man nicht zahlen kann oder 
nicht zahlen will, ohne daß einem deswegen der Ge
richtsvollzieher ins Haus geschickt wird. Das sind nun 
alle die Subventionen, die Beihilfen, die Zuschüsscr 
Prämien und Leistungen ähnlicher Art, an· denen die 
Bevölkerung eigentlich merkt, daß der Staat da ist, 
wenn man ihn braucht. Das sind alle die Beträge, die 
die Verbände, Kammern, Vereine und Organisationen 
jeder Art als Staatsbeihilfen in ihre Rechnung ein
stellen, die sie verdisponieren und deretwegcn sie dann 
aU'fs heftigste enttäuscht und erbittert sind, wenn der 
Staat nicht zahlt. Das Land zahlt nicht, weil die Auf
nahme der Position in den Haush<tlt allein zu nichts 
verpflichtet. Bei einem Defizit von einhundert Mil
lionen nicht einmal moralisch. 

Nun ist aber unser Fehlbetrag ja seht· viel höher als 
diese 50 Millionen, sagen wir einmal, freiwillige Lei
stungen. Das bedeutet aber, daß nicht nur diese, son
dern darüber hinaus auch beinahe 50 Millionen der 
zwangsläufigen Ausgaben noch ungedeckt sind. 

Nun wollen wir den gänzlich unwahrscheinlichen 
Fall setzen, an den das Finanzministerium selber nicht 
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glaubt, daß ihm nämlkh jemand die 100 Millionen, die 
es als F~hlbetrag ausweist, pumpt. Nur in diesem Falle 
könnte das Land ·die 50 Millionen an die Steuer:ullhler 
zurückfließen lassen, zwar nicht als ihl" eigenes, son
dern als geliehenes, auf das Konto der Steuerzahler . 
geliehenes .Geld. Da~über hinaus aber, rpeine Damen 
und Herren, könnte das Dreifache geleistet werden, 
hätten wir dazu die 100 Millionen fehlender Steuer
kraft. Und das Dreifache also ist es, um das uns die 
anderen Ländern 'an staatlicher Lei~tung' voraus sind. 

Es bedürfte eines minutiösen Verglruchs der Länder
haushalte im einzelnen, um Ihnen. die vielleicht hun
dert!ältigen Positionen aufzuzeigen, in denen unsere 
verminderte Leistungsfähigkeit ihren selbstverständ
l!c...J.icn zahlenmäßigen N!ederschlag findet. Es ist viel .... 
leicht ni'cht alles lebensnotwendig von dem, was· die 
anderen tun, aber das sind bei uns doch auch Minder
lefstungen, die erheblich, ja mit der . Zeit peinlich 
werden. ' 

Ich wei-de nur eines herausgreifen. Wenn wir z. B. 
gegenüber 25 Millionen in Hessen und 70 Millionen tn 
Nordrhein-Westfalen für die politische Wiedergut
machung· im vergangenen Jahre 3 Millionen nicht auf
wenden, sondern . in den Haushalt stellen. - in diesem 
Jahre sind es, we'nn ich mich recht el"innere, nur 1,5 -, 
also vergleichsweise, d. h. unter voller Berücksich
tigung des Größenunterschiedes der Länder, ungefähr 
eln Fün!tel der Leistungen unserer Nachbarländer, so 
glaube ich, daß wir damit den\Grundsätzen, nach denen 
man eine Ehrenschuld sonst abzutragen pflegt, i:Iodl 
etwas zuwider handeln. Es scheint mil' nicht unoedingt 
notwendig, daß man sich :zur Regulierung der Schäden 
des zwölfjährigep Reiches auch gleich wit::der zwölf 
Jahre Zeit nimmt. 

Ich will die Aufzählung der Minusposten in unserem 
Lande Im Augenblick nicht weitertreiben. Die Einzel
beratung wird das Bild vervollständigen, das Bild eines' 
Landes, das im Verglei~ zu anderen. nicht lebt, son
dern weithin nur vegetiert. Wenn wir es im Einzelfall 
nicht mehr: so empfinden, dann nur, weil wir uns seit . 
Jahren an die Unzulänglichkeit eines solchen' Schatten
da!iefns gewöhnt haben·, weil sich das Land als solches' 
in die ihm zugemutete Aschenbtödelrolle gefunden hat. 

Jeder einzelne und jedelj Berufsstand ist natürlich 
b'etroffen von diesei;: Gesamtsituation. Aber es gibt 
Unterschiede. - es gibt auch noch Spezialopfer. 

Lokal gesehen z. B. sind 
0

die Opfer dieser Situation 
zweierlei Art: einmal die historisch und notorisch 
armen Grenzgebiete, insbesondere im Bezirk Trier, die 
Gebiete, deren Bedürfnisse früher die immerhin 
respektable Finanzkraft Gesamt-Preußens, unterstützt 
darch einzelne Betreuungsaktionen des R~iChes, viel
leicht einigei-maßen befriedigen konnte. Heute ist es 
nun so, daß sich im Lande so eine Art Stummen, un
merkliche.ri Finanzausgleichs vollzieht zwischen den 

~~::~~nm~:i:~:~~~~' m~tbeÜ~~~fgz~~„~~il~~e~e;::t~ 
setzen kann. Rupd 50 Millionen im Jahre leisten näm
lich die Bez!;-ke Hessen und Pfalz .mit ihrem übedan- _ 
desdurchschnittlichen Steueraufkommen an i;iie weniger 
steuerkräftigen, dafür aber bedürftigen und deshalb 
bei den staatlichen Aufwendungen In der Regel auch 
höhei- bedachten übrigen B.e:zirke des Landes. 

Icti will nun gewiß nicht den wenig erhebenden Ge
fühlen eines Bezirksegoismws das Wort reden. Ein ge
wisses Maß von Solidarität sollte Selbstverständlich
keit sein. Es gibt eine besondere Solidaritat der Armen, 
derer, die selber nichts haben, und es gibt eine noch 
besondere Solidarität des gemeinsamen Unglücks, w9- · 

„ J __ , ++ 

mit ich das Schicksal und die Alliierten meine, die es 
verstanden haben, in. diesem Lande glücklich Arme 

· uÖd Arm.ste :zu vereinen. Aber Hessen und Pfalz lei
sten ja das, was .sie lei&ten, nicht aus einem Überfluß, 
sie leben selbst. in bescheidenen Verhältnissen. Es wäre 
deshalb schön, wenn man, bei aller selbst\•erständ
lichen Bevorzugung der typisdlen Notgebiete, von Zeit 

.zu Zeit auch einmal an die denken könnte, die eigent
iich die Steuern im Lande bezahlen. Die Ausgleichs
aktion Ludwigshafen-Worms, die übrigens noch nicht 
ganz abgeschlossen ist, war eine solche an•rkennende 
Geste. Hessen und Pfalz würde sich s.icher freuen, 
wenn sich SQ etwas gelegentlidl wiederholen ließe. 

Hat da jüngst doch eine Zeitung un;; ein Kompli
ment machen wollen mit de1· Feststellung, daß Rhein
land-Pfalz mit einem Dui-chschnittskostenbetrag von 
einigen 160 DM pro Kopf das billigste Land im Bunde 
set Es ist nun eine blanke Selbstverständlichkeit, daß 
gespart wird, und wenn es ein Land gibt, das sparen 
gelernt hat, dann ist es ganz gewiß Rheinland-Pfalz. 
Aber es war doch zum Teil eine Art Zwangssparen. 
und es gibt eine Grenze, wo die Billigkeit anfängt, 
teuer zu werden. Wenn nämlich di~ erzwungene Spar
samkeit so weit geht, daß auch das Notwendige nicht 
mehr geleistet werden kann. Wir sind in der Lage -
möchte ich sagen - eines Autobesitzers, der seine Kauf
preisraten und seine Steuern und seine Versicherung 
bezahlt, und der dann, wenn er alles bezahlt hat, kein 
Geld mehr hat, um Benzin :zu kaufen. Der Mann will 
aber doch auch etwas anfangen mit seinem Wagen, er 
will ihn doch nicht nur haben. Und der Bürger will auch 
etwas haben von seinem Staat, dafür zahlt er nämlich 
seine Bei träge. 

Der Staat als gesellschaftliche Institution kann seine 
Rechtfertigung doCh nur herleiten von den Leistungen, 
die er gegenüber der Allgemeinheit, selbstverständlich 
mit den Mitteln derselben Allgemeinheit, vollbringt. 
Danach allein ist sein Wert oder Unwert zu beurtei
len. Rheinland-Pfalz ist da· in der fatalen Lage, seinen 
Bürgem Einhundert Millionen jährlich schuldig blei
ben zu müssen, trotzdem sie den gleichen Beitrag zah
leii _wie anderswo, Bei einer Versicherung würde' j,e
der von uns kündi~n. 

Bei dieser Situation, w[e sie sich ergibt, w~nn man 
die Dinge betrachtet ohne den Zweckoptimismus, zu 
dem ja nun 1einmal jeder ge,;chäft.sführende Vorstand, 
jede Regierung, verpflichtet ist, bei dieser Lage, sag~ 
ich, macht uns das Kabinett einige Sorgen. Ich nehme 
daher Gelegenheit, mich eines Auftrag,; meiner Frak-: 
t.ion zu entledigen. 

Di~ Zeiten sind so schwiC'dg und die Anfo1·derungen 
an das Amt des Finanzministers so \'ieleeitig ·und zeit
raubend, daß wir uns nicht der Meinung anschlicß€n 
können, daß sie von einem vielleicht nur leih- und 
tageweisen verfügbaren·· Mini.ste~ bewältigt werde.1 
können. Ich bin der letzte, die Arbeitskraft des der-
z.eitigen F~1.anzmi.nisters zu unterschätze9 oder auch 
nur: seinen Willen zu bezweifeln, dif' Dinge zu mei
stern. Wir können uns aber ni!in· lechnisch und mensch
lich nicht denk~n, wie dies nebtn einer ordnungs
mäßigen Ausübung des Bund,estagsrnandates, 2uf die 
der Herr M,inister und sE>ine Wähler doch wohl glei
chermaßen Wert legei:i, physis.ch möglich sein soll. 

:Herr M1nister Nowack ist zwar nicht so schlecht an-
geschrieben bei der „Rhein-Zeitung" wie ich - und ich 

\ 

beneide ihn darum keine~wegs -, aber er künnte doch 
den Vorwurf, irgendwann und irgendwo einmo.l einer 

:. Aufsichtspflicht nicht genügt zu haben, nicht einmal 
· den Einwand enJ.gegensetzen, sedls Tage in der Woche 
seiner m.inistcdellen Tätigkeit gewidmet zu haben. 
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Weiterhin ist doch wohl dE'r Regierung wi:e dem Fi
namm1inister selbst klar. daß sein Platz als Landes
finanzminister im Bundesrat stntt im BundestRg wäre, 
Wt>il nur dann du1·ch unmittelharP- Beeinllusimng der 
Länderinstanz, die für unser finanzielles Schicksal so 
seht· entscheidend ist, die Interes~n lies Landes richtig 
gewahrt werden können. Und wenn nebtm 'dem Witt
schaftsmini~ter Veith in Württemberg-Baden alle an-· 
deren Minister siC'h m~tx-nb('i noch den Luxus eines 
Bundestagsmandates leisten wollten, der Finanzmini
~ter. und der Finanzminister von Hheinland-Pfaiz je
denfalls. gehört in den Bundesrat. 

Meine Fraktion möchte ihre schweren ~achlichen 

BedenlH'n gegen die derzeitige Regelung angemeldet 
haben, ohne die uns durchaus sympathische Person 
des Min~~tPr~ irg•'ni:iwie in die D\"bat.l.e zu ziehen und 
ohne sich andere, ebenso billige wie wirkungsvolle 
Argumente zu eigen zu machen, die in der Öffent
lichkeit im Zusammenhang mit Ministereinkommen so 
gerne aL1fzutauchen pflegen. 

Wit· mochten das um so wenige1'. als dei+ Minister 
selbst erklären ließ, daß diese seine Dopp~lrolle als 
MinL~ter und Bundestagsabgeordneter nur für eine ge
wi~~e vorübergehende Zeit zu führen beabsich1 igt l'E>I. 

nämlich nur solange, wie ihn wichtige und ihn stark 
i11teressierc>nde und b€anspruchende Gesetzesvorlagen 
im Bundestag festhielten. Wir drängen nicht unge
bührlich. Im August, wo auch ein doppelt Beschäftig
tt-r nur .-infach in Urlaub gehen kann. k:mn ja wohl 
nicht~ passieren. 

Aber wir möchten doch. daß der Finanzminister seine 
endgültige Entscheid1mg für das eine oder andere nicht 
allzulange hinauszuschieben bräuchte. 

Nach dieser kleinen Reminiszenz zur Regierungsbil
dung, meine Damen und Herren, wobei ich weiteres 
nicht aufrollen ,~·HL~ darf ich w~ieder auf den Haushalt 
zurückkommen. Zweck meiner bi«h'c-rigPn Au~'führnng<:>n 
W<H', Ihnen darzulegen. daß die •'l"irkliche Situation 
eines Landes nicht gekennzeichnet wird durch die Zah
lc>n seiner Bilanz unn seiner Gewinn- und Vet·lustrech
nung, daß sie nicht gemessen werden kann an seinem 
Defö:it ;i.n Geld. sondern gemessen werden muß an sei
nem Defizit an Leistung. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wenn Sie dieJen ?.weiten Punkt, die untemormale 
Leistung, glauben vernat:hlässigen zu können. wenn Sie 
sich ctueh fü1· die Zukunft nun einmal mit diesem unter
d.urrhschnittliehen Leistungsst11ndat'rl ahfinden wclllen. 
dann brauchen Sie weder die bisherip,en .Jahresab
schlüsse noch der Schuldenstand. der den seither im
gelaufenen Fehlbetrag repräsentiert, besonders zu 1.Je
unruhigen. Ich gehe in der Beurteilung diese!" Situation 
durchaus mit dem Herrn Finanuninister einig. 

Es ist in die~em Hause bereits des öfteren anerkannt 
worden. daß das Land in der Vergangenheit sparsam J:(e
wirtsehaftet hat, wie es seine Pflicht ist. Ein Finanz
m ini~tei', der ewig „njet" sagen muß, beginnt zwar ir
gendwann einmal. an der Existenzbefechtigung SE'inPr 
„Firma" zu 7.wf>ifPln. aber P~ ist nun einmal so: etn 
Finanzminister muß Nein sagen könnPn. Daß er und d!e 
Regierung dafür dann von der Öffentlichkeit auch die 
Prügel einsteckE'n, gehört dazu und ist normal. Man 
spart nämlich auch nicht ungestraft! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Herr Kollege Boden hat jedenfalls mit einem halb er
hobenen Tadelfinger gemeint, man hätte doch vielleicht 
ein paar Schulden mehr machen sollen oder können. Daß 
er gesagt hai .. können", mochte ich ihm beinahe übel 
nehmen; seine Bank nämlich. mit der wir ja stets aufs 

engste zusammengearbeitet haben, war da ganz anderer 
Meinung. Im iihrig;Pn ist es mit dem Schu!denmachen -
und das ist schließlich das Entscheidende - eine äußerst 
vertrackte Angeleg„nheit. Ohne daß man selbst in dei· 
Haut des anderen St!::'ckt, der die Schulden macht oder 
machen soll. kann man eigentlieh nicht kritisieren. Es 
kommt da z. B. sehr darauf Rn, wofür oder für wen ich 
mich verschulde. Solange wir Besatzungskosten schuldig 
waren und sie zeitweise auch sehr brav st:huldig geblie
ben sind, sagten uns die Fnmm!'lPn täglich: „Nehmt doch 
Kredit und zahlt die Besatzungskosten. ihr könnt es 
doch!·' Wir konnten es aber nicht. Und ich muß sagen. 
die LaIJ:deszentralbank half uns dabei, bei dem Nicht
könnrn. 

(Abg. Dr. Boden: Das wac auch ihre Plticht.l 
1 

Und danach hielten wir uns einen anderen Haupt-
~läubiger: den Bund, auf den wir Besat?.tmgskostenrück
stände, IntPi·essenquC1ten~chulden und sonstige Schulden 
als unseren nun einmal erkorPnen H~uptkreditgeber 
abluden. Auch der Bund hätte manchmal gewün~.-ht 
daß wir unser Konto mit Krediten von anderer Seite in 
höherem Maße abdeckte!).; daß wir Gelder von dritter 
Stelle aufnehmen - nicht zu unserer freien Verfügung, 
nein, dazu paßte er iu stohr· auf; - sondern nur um un
sere Schulden, um unsere Ve1·pfltchtungen bei ihm zu 
veningcrn.„ Das gelang uns aber nicht in dem erwünsch
len Maße, - und es war vielleicht gut so. Wenn man näm
lich einen so netten und billigen Kreditgeber hat wie 
den Bund, dann sull man, ihm auch treu bleiben. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Das r~inan-zministerium ist sich jedenfalls nicht be
wußt. ir,a;endeine Chance, Geld filr eigene Zwecke und 
Geld für vernünftige Zwecke hereinzunehmen, ausge
lassen 7.u haben. Jedoch war für unser Land, das nicht 
über ausreicl1„nd starke Kreditinstitute verfügt, der 
Kreditmarkt zu allen Zeiten äußerst beschränkt. Wir 
haben deshalb auch begrüßt, daß Düsseldorf und Mün
chen eipspningen, wl(!s, wie ich annehme, von Nord
rhein-Westfall'n für den Bezirk Trier recht gerne, und 
von Bayern - wie der Münchener sagt - „mit Fleiß" ge
schah; wie lll.lerht1.~1vt Bayern sich in der Pfalz in einem 
µuffallenden Maße, kreditgebend und wirtschaftsför
dernd betätigt, Hessen - ich meine: Hessen - Wiesbaden 
- hat hie1' eigentlich noch etwas nachzuholen. Und die 
Regierung von Stuttgart macht es sich zweifellos zu be
quem, wenn sie sic:h aus schwäbischer Fil~igkeit einbil
det, daß sich das Vernünft\ge von selber durchsetze. 

· {Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Soviel zu dem Kreditproblem. Wenn Sie meinen, daß 
- wie gesagt - in der Vergangenheit etwa zu wenig Sdml
dc:n gemacht worden sein sollten, so kann das nachge
holt werden. Das 100-Millionen-Defizit gibt dazu her
vorragenden Anlal.l. 

Einstweilen, wie gesagt, ist die Schuldenlast erträg
lich, wenn auch die kurzfristigen Engagement!'< iirgerlich 
sind und hin und wieder Ungelegenheiten bereiten. die 
übrigens bisher meist da...'lk des freurlctlichen Entgegen
k<Jmmens der Landeszentralbank und ihres P1·äsidenten 
vermieden werden konnten. Sie. ist um so erträglicher, 
wenn man bedenkt, daU den Schuldenposten 'in beträcht
licher Höhe Gegenwerte, Darlehensforderungen, Betei
ligungen - ich d~e vor allfim an die Landeszentral
bau.!~ - und Investitionswerte verschiedenster Art gegen
üb~1·sLehen. Schließlich war das Lan~ in keiner ande
ren Situatio9 als die privi?te Wirtgchaft au('h, und es 
war ~ezwungen, in weitem Mal'e anf df'm Wege rif>r 
Eigenfinanziervng seine Bedürfnisse zu decken. E~ wäre 
nun nett - der Herr Finanzminister hat uns eine Auf
stellung gegf'bf>n über eine Reihe vDn solchen Vermö
genswerten -, wenn uns das Finatizmlnbkrium darüher 

\ 



.... 
5. Sitzung, 2. August 1951 115 

einmal eine erschöpfende Aufstellung gäbe; denn unsere 
kameralistische Buchführung schreibt sozusagen privat
wlrtschy.ftlich gesehen hundertprozentig ab, so daß das 
echte Wirtschaftsergebnis des Landes erst durch einen 
ergänzenden Vermögensvergleich sichtbar 'werden 
würde. 

Die Dinge waren n'un in der Vergangenheit noch mehr 
in Fluß und weniger übersehbar, und es konnte auch hie 
und da geschehen, daß neben unerwarte ten Ausgaben 
auch einmal unverhoffte Ei1;mahmen:zu verzeichnen wa
ren. Ich verweise nur auf rückbezahlte Eisenbahndar-
11.!hcn, die eigentlich innerlich längst abgeschrieben wa
ren: auf die bayerischen Postabfindungsbeträge, auf · 
Importabschöpfungen usw. Die Aussicht auf solche 
Glücksfälle vermindert sid1 natürlich in der Zukunft in 
dem Maße, in dem sich die Verhältnisse in Bund und 
Llindetn stabilisieren, und zwar leider stabilisieren zum 
Ungilnstigen. 

Es wird al§.0 immer schwerer werden, auch ange
sichts der :zunehmenden Verstocktheit des deut~chen 
Steuerzahlers gegenüber j edwelcher Erhöhung der 
Steuerbelastung, den Haushc1lt von de1 Einnahmen
seite her zu balancieren. Der uns vorliegende Haus
halt ist nicht ausgeglichen, wahrscheinlich, weil die 
Regierung durchaus entgegen ihrer ursprilng!idien Ab
sicht sich dazu außerstande sah, -tvenn sie sich nicht 
einem Selbstbetrug hingeben wollte. Aber das, was 
heraus kam, f~t doch im anderen Sinne eine Illusion; 
es ist ein Schein-Etat, eine Liste von Ausgaben, ein 
Programm von Leistungen, die in der vorgesehenen 
Höhe mit Bestimmtheit nicht durchgeführt werden 
können. Der Herr Finanzminister hat aus seiner bes
seren fnformation heraw11 abE'r auch aus der nahelie
genden Vorsicht eines immerhin mit spezieller Ver
antwortung Belasteten keinerlei Versuch gemacht, 
diese Situation zu beschönigen. Er stellt fest - ich zi
tiere wörtlich: „Ich hoffe, daß durch diese Darlegupg 
lclar geworden ist, daß die Möglichkeiten einer wei
teren Ausdehnung und Erhöhung der Schulden nur in 
\'erhältnismlißig geringem Umfang gegeben sind." Und 
er erklärt weiter: „Klar ist nach dem bisher Gesagten 
wohl auch, daß die Haushal tsansätze H?~stanschläge 
sind, deren Erfüllung nur nach Maßgabe der verfüg
baren Mittel erfolgen kann." Er spricht an anderer 
Stelle von „nlcht hinreichend erfolgter Finanzierung 
der allgemeinen Landesausgaben" und kommt zu dem 
abschließenden Ergebnis: „Nach Lage der Dinge müs
sen in diesem Jahre viele berechtigte Wünsche, die im 
Haushaltsplan aufgenommen sind, teilweise unbefrie-
digt bleiben." ,... · 

Ich bin also, wie gesagt, in der Beurteilung der Lage 
mit dem Herrn Finanzminister durcha us einig. Der 
Untersdlied zwischen uns besteht lediglich darin, daß 
der Finanzminister schließlich aus dfeser ausweglosen 
Situation in d ie höheren Regionen der Lyrik flüchtet 
und - wie ich annehme - in bewußter Symbolik Verse 
aus dem „Kladderadatsch" zitiert, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

w~hrend ein anderer sich einfach damit begnügt haben 
würde, den Kladderadatsch festzustellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Landtag hat nach der seitherigen Praxis darüber 
wohl keinen Zweifel gelassen, daß er sich mit d'er Ge
nehmigung dieses Haushalts selbst ausschaltet; denn 
der Haushalt enthält nicht die -Deckung für die Aus
gabenseite. Es ist die notwendige Folge, daß es Sache 
der Re.iierul:}g Ist, zu sehen, wie w~it sie mit ihren 
Einnahmen und evtl. erreichbaren Krediten kommt. 
D4r Landtag dankt bei diesem Verfahren ·restlos ab -
nicht nur ntnsichtlich des ungedeckten Haushaltsteiles-, 

und d ie Disposit ion über den gesamten Haushalt 
geht auf die Regierung als die Vollzugsinstanz allein 
über, ganz wie es auch bishet· war. ~ 

Bei einem defizitären Etat wird also das Haushalts
gesetz zu einer reinen Kulisse, da es nur nJch in einer 
Richtung wirk t, nämlich in der Richtung, daß es den 
Vollzug nach oben im Verbot einer Überschreitung 
verhindert, also nach einer Richtung, die heute gänz
lich uninteressant ist. Welche Positio11en aber unter
schritten werden - und da<> sind die einzigen Entschei
dungen, die prak tisch zu tre!!en sind -', nämlich das, 
was nur halb oder gar nicht bedient werden kann, 
darüber befindet allein die Regierung aus l:clarer 
eigener Verantwortung: 

Man !iat nun versucht, diese sehr wen ig demokra
tische und der s.taatsrechtlichen Bedeutung des Par
laments sicher auch sehr abträgliche Konsequenz zu 
mildern, indem man dem Haushalts- u nd F inanzaus
schuß zu gutachtiidlec - ich glaube wenigstens - Stel
lungnahme allmonatlich einen WirtS<:haftspla n unter
breitet. Dieser Wirtschaftsplan - eine Lokaleigentüm
lichkeit von Rheinland-Pfalz - ist also so eine Art 
Tre.nsformator, nämlich der Versuch, sozusagen in tä
Uger Reue die illusionistisclien Versttegenheiten des 
Jahresetats auf ein realistisches Niveau des monatlich 
Möglichen herabzutransCormieren. 

(Sehr richt ig! bei der SPD.) 

Dieser Wirtschaftsplan zeigt aber noch etwas an
deres. Wenn ich ihn nämlich betrachte von der staats
rechtlichen Position des Landtages aus, dann ist er der 
vergebliche Versuch, einen Teil der aufgegebenen 
Souveränität des Par!aments im Stadium d<.>s Haus
haltsvollzugs wieder zurückzuerobern; aussichtslos des
halb, weil dieser Wirtschaft~plan keinen gesetzlichen 
Zwangscharakter hat, solange dies nkht im Haushalts
gesetz festgelegt wird, und aussichtslos $(-hließlich auch 
wieder deshalb, 'weil auch dieser Wirtschaftsplan, wenn 
auch in bescheidenerem Umfang, seine1·seits wieder 
ungedeckt Ast und damit seine Verbindl.ichkeit ebenso 
einbüßt und einbüßen muß wie der Haushalt über
haupt. 

Der Wirtschaftsplan hat zweifellos einige Vorteile, 
vor allem den der laufenden Information des Land
tagsausschusses über die wechselnde Finanzlage des 
Landes. Aber den Hauptzweck, dem Landtag seine 
Dispositionsbefugn!::. über die Ausgabenseite des Haus-. 
halts zu sidlern, kann er nicht erfüllen. Die Gewißheit, 
daß das Geld in der Höhe und an die Adresse aus
gegeben wird, wie der Landtag beschließt und nicht so, 
wie nachher die Regierung - sicher nach bestem Wis
sen und Gewissen - die Auswahl trifft, gibt nur ein 
ausgeglichener Haushalt; denn daraus allein entstünde 
für die Regierung eine Ausgabenverpflichtung. 

Ausgeglichener Haushalt· heißt nun keineswegs, daß 
die Ausgaben in voller Höhe durch die laufenden Ein
nahmen gedeckt sein müssen. Es ist ein aller Erfah
rung und schiießlich auu'l dem Slnn der staatlichen 
Ordnung überhaupt widersprechender Gemeinplatz, 
daß sich die öffentlichen Ausgabel'! nach den Einnah
men zu richten hätten. Der Staat ist kein Luxus
institut ; wenigstens soll er es nicht sein. Zweck jeder 
Gemeinschaft ist ja gerade, Aufgaben der Gesamtheit 
zu erfüllen, mithin Aufwendungen "zu machen. Der 
Stai,tt selbst ist eine Aufgabe; das Primäre sind des
halb seine Ausgaben, wie sie seine Zweckbestimmung 
notwendigerweise vorschreibt. Bei der Konkurrenz 
zwischen privatem und öffentlichem Ha ushalt hinsicht
lich des Aufwandes, der ja letzten Endes gleicher
maßen aus den Mitteln des privaten Haushalts über 
die Steuern ~eckt werden muß, hat sich der öffent-
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liehe Hausha!t ·zu allen Zeiten als der starre und der 
private als der nachgiebige erwie~en, das heißt also. 
daß es durchaus vertretbar ist . in der- gegenwärtigen 
Zeit des Nachholbedarfs, des Wiederaufba us, den Rah
men der Ausga ben über den Rahmen der Einnahmen 
himws zu erstrecken. soweit sich ebL>n darüber hinaus 
Kl'e<litmöglichkeiten ergeben; eben tn dem ungefähren 
Umfange. wie es bii;her duch möglich war. evt'I. mit 
einem k leinen Be~s~rungszuschlag, wie er dE'r optl
mistischet·en Beurteilung der Kreditchancen durch den 
Kollegen Dr. Boden entspräche. 

Wenn id1 also „ausgeglich<:-ner Haushalt" sage, dann 
heiUt das einfach: so weit~rwirtschaften wie bisher, 
aber mit dem TJnterschied, daß wir möglichst die 
zwölf Wirtschaftspläne des .Tahres 19!51 vorprojezierend 
in einem .Jahreshaushalt zusammer.fassen : Das dürfte 
um so leichter sein, als wir bis dahin ja fünf Monate 
!Jcreits hinter uns haben. 'Damit allein nämlich, daß 
wir die Ausgaben den erfahrungsmäßigen Dispositions
rnüglichkeiten der kurz hinter uns liegenden Vergan
genheit an Hand d er echten Einnahmen und tie-r nüch
tern beurteilten Kreditmöglichkeiten anpassen, komm1m 
wir del' Realität schon etwas näher. · 

Reduzieren wir die Ausgaben auf das voraussichtlich 
·ei·füllbare Maß, verzichten wir im ordentlichen Haus
halt auf Investitinnen jegliche1· Art - soweit sie nicht, 
wie bei de n Forsten. betl'ieb::;wirtschaftlich bedingt sind 
- und übernehmen wir alle Investitionen, auch die un
rentierlichen, auf das Extraordinarium. so besteht 
viP11Pi<'ht eine Möglichkeit, dem 7.if>le näherzukommen. 
kh bin ehrlich genug, zu sagen, daß ich ohne ge
nauere Prüfung des Haushalts selbst nic'1t weiß, ob er 
schl ielllich durchführbar sein wird. Aber j edenfalls 
sollte der Preis. diE' Rückgewinnung des Alleinbestim
mungsrechtes des Landtages in Sachen seines Haus
halts. den Versuch rechtfertb~en . 

Der Landeshaushalt, meine Damen und HPrrf'n, steht 
nicht i~ol iert ; er wird beeinflußt. und f'r l)eeinflußt 'sei
nerseits andere öffentliche Haushalte; die der Gemein
den und den des Bundes. 

Wil' ha ben vorhin von Krediten gesprochen. Wir 
hahen da nun einige Kreditgeber. auf die wir uns aller
dings. wenn auch m it Einsdtriinkungen, etwas \1erlas
sen können. Das sind nämlich umere Gläubiger. d; h. 
die l..t'ute. die etwes von uns zu bekommen haben. Eine 
sokhe einseitige und eigenmädltige Kreditnahme durch 
Nich tbezah lung der Schulden ist natürlich nicht auf 
de!' gan7.en Linie. is t meist auch nur vorübergehend 
und bis zu einer gewissen Grenze durchführbi1r. Es 
lif'ße ;;ich einigermaßen vertreten, wenn ... ,;fr den Btmrl 
als den relativ Stärkeren auf diese Wt'i<:e in Anst>ruch 
nähmen. Das jst bekanntlich auch In einer Höhe, d1e 
zeitwtise über 40 Millionen lag, erfolgt. Zur Zeit zeigt 
skh aber der Bund sokhen kalten Kreditgeschäften 
gegenübe1· in e1·höhtem Maße abgeneigt und drängt ;iuf 
Bereinigung der Konten. 

Sehr viel bedenklicher erscheint mir aber, gleich 
arme oder noch ärmere Gläubiger derart in die Zange 
zu nehmen. Ich meine m it diesem Kreis in erster Linie 
die Gemeinden und unsere Lieferanten, von den gro
ßen Brückenbaufirmen angefangen bis zu der Milch
frau, die das staatliche Krankenhaus beliefert. Nicht, 
daß ich grundsätzlich dagegen wäre, daß der Staat, 
soweit es ihm glückt , Lieferantenkrcdit in Anspruch 
nimmt, wie es die private Wirtschaft attch tut. M<in 
kann vom Stai'lt nicht verlangen, daß er unwirtschaft
li<'hf't' wirtschaftet als die Wirtschaft es selbst tut. Wlr 
sind abe1· nic:ht der Meinung, daß nun durch den gan
zen sozialen Haushalt hindurch die Ani:taltsbrötchen 

mit sedlsmo~atigem Zahlungsziel gekauft werden müß
ten. Große SchUlden, meine Damen und Herren, er
höhen zuw~jlen das Renommee, Schuldenmacherei im 
kleinen verdirbt nur die Stimmung. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Weit bedenklicher erscheint mir die L age der Kom
munen zu sein. Die staatsrechtliche Situ11tion i~t ja doch 
beim kommunalen Finanzausgleich wesentlich ander~ 
und die verfassungs'mäßigen Ansprüche der Gemeinden 
sind wesentlich fundierter als die der Länder. z. B. beim 

., . Bunde:>!inanzuusgleich. !eh will mich aber hier nicht 
· zur Systematik des kommunalen Finanza usgleichs aus

lassen, dazu wlt·d :::ich beim Finanzausgleichsgese tz Ge
·1egen?J.,eit bieten, dessen Revision ja wohl zu erwar
ten ist. „ . 

Ich weiß nicht, ob das Innenministel'ium als die 
Kommunlllaufsichtslnstanz in der Lage ist, uns ein 
wirkliches Bild über die J?egenseitige fütuation der Ge
meinden im Lande Im Vergleich. zu andei·en auße!'halb 
des La,ndcs :z:u geben. Es wäre sehr zu wünschen, wenn 
das zur Einzelberatung ·gesdlehen könnt!'. Es könnte 
nämlich sein, was primär anzunehmen ist, was aber 
nicht unbedingt sein muß, daß auch die l'heinisch
pfälzischcn Kommunalfinanzen in gleichem Maße not
leidcricfo'Y. ' ~ind, wie es unser Land gegenüber den an
deren Ländern· ist. Es wäre deshalb schön, wenn es sich 
ermöglichen ließe, so etwas wie eine kommunale Ge
samtbilanz zu seht'n. 

Mit dieser Bilanz mt?ine ich wohlverstanden keine 
haushaltlichc und keine Zahlungsbilanz. Diese sind ja 
doch nlll· von finanzpolitischem Interesse und beweisen 
n~r. was jeder von uns von seinem Privathaushalt ja 
auch. weiß; daß, er nicht mehr ausgeben kann, als er 
selber G eld oder Kredit hat. Ich meine damit vielmehr 
die gen.au so hia wie bei dem Land allein entschei
dende Ltoüstungsbiianz. ~mc Bilanz, aus d n sich ergibt. 
ob der öffentliche Verband - Lanct oder Gemeinde -
~n der Lage ist und weiter in der Lag(> ist, sE'ine tw
sLimmungsmälligen Zwe-cke zu erfüllen. Also in diesem 
Falle die wirt~chaftliche und soziale oder, kurz gesn~t. 
die kommur.ulpoiitische Bilanz der Leistung_ 

Viellelchti' haben wir es uns In der Verga ngenheit 7.H 

leicht gemacht und die Dinge zu lt'icht genommen. lch 
möchte aus dieser Erkönntni.s herau!i, da ich mich 
durchaus mitbelastet fühlE•. das Problf'm t1\1c-h nicht 
auf die kurze Formel gebra<'ht haben. daß e<> nur Atif
gabe des jeweiligen Finimzministers sei. den Gemein
den nachzuweisen, daß es ihnen per saldo besser ginge 
als dem Lande, weil s\e, wiE>der per ;e;<=1ldo, wPnigf'r 
Schul~en h!ltt~n. 

Unsere Leistungen an die Gemeinden aber sind 
jedenfalls im Lau.te der Jahre zul'ückgegangen, von 
3G Milliunen 1949 sl.hließlich auf 30 MiHionen in 1950. 
Es ist schli~, wenn sich die durch Gesetz od~r Haus
halt fixierte Leistung an die Gemeinden und Ge-

fnei ntlev~t"bändc v erringert in einet Zeit wie der heu
tigen, in der den Gemeinde n wie dem Lande s teigende 
Perso~alkostcn nebe n den Fürsorgelast.Pn f'rwachsen. 

Es ist aber n och schlimmer, weil es vermeidbar sein 
sollte, wenn diese P.usgabco, die im Gemeindehaushalt 
als Einnahmeposten erscheinen_ nicht eingehalten wer
den können. Den Gemeinden ist ja nicht geholfen da
mit, dRß sie einen· nicht realisierbaren Rechtsansprud1 
haben , eine Position, die ihren Haushalt formal und 
scheinbar mit ausgleichen hil!t. Die Gemeinden brau
chen einen Zuscht.i.(3, den aber miL einer relativen 
Sicherheit. Mit derselben Sicherheit nämlich und Regel
mäßigkeit, mit der beispielsweise unsere vertraglichen 
Leistungen an die Kirchen herausgehen. und zwar mit 
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Recht herausgehen, da .sie sieh dort wieder vornehmlich 
tn Besoldungszahlungen umsetzen. Das ist aber in den 
Gemeinden in keiner Weise anders. 

Von April bis Juni 195q sind an die Gemeipden 
10 Millionen, also für drei Monate, gezahlt worden. Im 
April bis Juli 1951 dagegen nur 7,5 Millionen bei einem 
Plan-Soll von mindestens 2,5 Millionen pro Monat. An
geblich bestanden Sehwierigkeiten wegen der Nicht
einigung über das Verteilungssystem. Das Monats
zwöUtel hätte aber vielleicht vorschußweise unter Vor
behalt der Verrechnung nach dem endgültigen Schlüs
sel doch ausgekehrt werden können. Wenn wir also 
heute feststellen, daß wir für die vier Monate doch 
wieder gegenilber dem zugedachten Betrag mit irgend
einem Betrag im Rückstand sind, so muß die älteren 
und härter gesottenen Mitglieder

1 
dieses . Hauses doch 

einiger Zwei!el beschleichen, ob diese Rückstände je 
wieder aufieholt werden können bei einem Monats
plan, der nach wie vor um ein De!izit bis zu 5 Mil
llonen pendelt. 

Wir möchten deshalb urltPr allen Umständen wün
schen, daß dle Leistungen an die Gemeinden als ver
bindliche Zwangsleistungen wie andere auch ange
sehen wer.den. 

(Abg. Kuhn: . Sehr ,gut.) 

Das bedeutet allerdings, meine Damen und Herren, 
daß die Gesamtleistungen, iC'h bitte sid1 darüber gar 
keiner Täuschung hinzugeben, auf ein Maß ff:stgelegt 
werden, das die Regierung als die .für den Vollzug des 
Haushalts zuständige Instcinz auch einhalten zu können 
glaubt. 

Der Herr Finam:minister hat ein Zehntel seines Ma
nuskriptes dem kommunalen Finanzausgleich gewid
met. Ich habe für die Länge und die Breite seuier Aus
führungen und :für die Windungen der· Gedanken
gänge alles Verständnis, es waren altgewohnte Wei
sen, die ich da vernommen habe, u:id ich deichte dabei 
mit dem Dichter: ,,Auch Dt! versprichst vergebens viel, 
1,1m zu versagen, der andere hört von allem nur das 
Nein!" Und ich ,sagte mir gleichzeitig, das Au!gebot 
an Statistik, das da mitunter aufmarschiert wutde, ist 
Immer verdächtig; je besser die Statistik, desto schlech
ter in der Regel das Gewissen. 

(Beifall bei der SPD:) 

Es wäre mir beinahe lieber, wenn nicht geklatscht, 
worden wäre, meine Damen ur.d Herren, es liegt mir· 
wf'rkl!ch nicht daran in diesem Punkte eine billige 
Polemik zu treiben, wenn überhau9t etwas, dann sollte 
die Sorge für die Gemeinden gemeinsame Sorge ::iller 
Fraktionen des Hauses sein. 

(Sehr richtig.) 

Ich habe früher einmal Vorschläge :;;ur Diskussion 
iestcllt, die eine fundamentale Änderung de3 kommu
nalen Finanzausgleichs zum Ziele hatten, und den -Ge
meinden eine größere Unabhängigkeit ihr.er Finanz
gebnrungen dem Staate gegenüber sichern wollten. 
Vielleicht koml}ü man bei der anhaltenden Misere doch 
dazu, für das Problem neue Formen einer Lösung zu 
suchen, wenn sich endgültig ergibt, daß das ewige Ge
zerre zwischen notleidendem Land und notleidendw 
Gemeinden zu einem befriedigenden Ergebnis einfach 
nicht mehr !ührt. 

Llißt sich nun das Verhältnis des Landes zu deri Ge
meinden ~och irgendwie stabilisieren, so bleibt imm..:r 
noch eine große Unbclpnnte, der Saldo . unserer Be
ziehungen zum Bund. Nun ist kein Zweifel, daß die 
Situation des Bundes kaum weniger leicht ist als die 
der Länder, daß sie vielmehr genau so wie diese sich 
zunehmend verschlechtert, daß der Bund immer noch 

mit wachsenden Soziallasten · rechnen muß, daß das 
Damoklesschwert. der noch nicht endgültig fixierten 
Besatzu~skosten über ihm hängt und daß schließlich 
heute noch niemand weiß, wie wir durch eine Lösung 
der Frage des deutschen Militärbeitl'ages !ür diesen 
Zweck allein oder in der Kombination mit den Be
satzungskosten belastet werden. 

Die Situation des Bundes, der nicht weiß im Augen
blick, ob sein Fehlbetrag näher an einer Milliarde 
oder an vier Milliarden liegt, wird am besten ge
kennzeichnet durch den nicht enden wollenden Pas
sionsweg des Bundesfinanuniriisters Schä!fer, der seit 
mehr als einem halben Jahr mit einer nicht mehr ab
reisenden Kelte von Steuervorstößen das Gelände er
kundet und die Stimmung abtastet für sein in der 
Methode variierendes, aber im Kern ewig bleibendes 
und steigendes Steuerbedürfnis. ~r Bundestag seiner~ 
&eits neigt zu dem bequemeren Weg, der auch seiner 
Popularität weniger abträglich ist, nämlich dazu, sich 
zwei Milliarden bei den Ländern zu holen über einen 
Zugriff auf die Einkommensteuer. Die Länder sollen 
dann Ihrerseits sehen, wie sie auskommen, das heißt 
wie sie ihre alten und neuen Defizite decken. Diese 
Forderung unterstreicht Herr Schäf!er mit einem klei
nen Eselstritt, den er den Ländern gleichzeitig verab
reicht, wenn er meint: „Die Bundesregierung kann sich 
an der Fehlbetragspolitik der Länder nicht beteiligen". 
Dazu ist sie offensichtlich zu vornehm oder zu feige. 
Da.. heißt au! gut deutsch, bei den Ländern aber 
kommt es auf ein paar Schulden mehr oder weniger 
schon gar nicht mehr an. 

Nun muß man ohne weiteres zugeben, daß sich 
Herr SchäUer föderalistisch richtig verhält, was ja bei 
einem gelernten Bayern kein Wunder ist 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Wenn die föderalistische Konzeption die Länder als 
das Primäre, den Bund aber nur als den von und über 
den Ländern errichteten und von ihnen gestützten und 
zu stützenden Überba u ansieht, dann ist es folgerich
tig, daß der Bund im Falle des eigenen Unvermögens 
auf die Länder ,als seine Garanten und Gewährsträger 
zurückgreift. Es sieht also zur Ze it nicht so aus, als ob 
von dieser Seite für uns allzuviel zu erwarten wäre. 
Trotz alledem wird der Bund in unserer Rechnung 
bleiben müssen. Nicht so meh1· gezwungenermaßen 
wie bisher, wo er schließlich mit süßsaurer Miene das 
kredltierte, was wir vorher einfach schuldig geblieben 
waren. Aber vfolleicht hat die Bundesregierung etwas 
politisches Interesse an dem Land und trägt etwas bei 
zur Verhütung der schlimmsten Konsequenzen der 
Lage. Vielleicht ist die Bun~esregierung bereit, die vter 
Bundesratsstimmen, die das Land ihr bringt, zu dis
kontieren. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Nicht mit Finanzzuweisungen, das könnte der Bund 
ja nun einmal nicht ohne Zustimmung des Bundes~ 
rates, das heißt der übrigen Länder. Und diese an
deren Länder stehen nun einmal unserem Rhein- und 
Weinland mit gemischten Gefühlen gegenüber, unge
fähr so, wie vor urvordenklicher Zeit, als es noch 
keinen Europa-Rat, keine Eurnpa-Union und keine 
„Ami de la France" gab, der Dichter das deu{sch
französische Prbblern auf die volkstümliche Fol'mel 
gebracht hat: „Wohl keiner mag den Franzen leiden, 
doch seine Weine trinkt er gt-mt" So ungefähr is t das 
Verhältnis des Landes zu den übrigen Ländern im 
Bunde. 

Aber wenn uns schon der Bund nichl-. schenken 
kallil ohne die andern, die uns nichts gönnen, weil sie 
uns für eine nicht ga nz legitime und auch nur vor-
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übel'gehende Zeiters.cheinun~ halten, so kann er viel
leicht ·do<'h Geld leihen oder wenigstens Geld vermit
teln ; oder er kann, wenn wir ihm etwas nicht zahlen 
zu del' Zeit, in der wir es schuldig sind, doch so lange 
ein Auge zudrür.k0n, bis wir es wirklich nicht mehr 
zahlen können. . 

(HPiterkcit bei der SPD.> 

Noch vor einem .Jahre haben wir - und mit uns sämt
liche !<tf'11Pl'f:<'hwachen Länder - erhebliche Hoffnungen 
auf einen Pinigermaßen funktionierenden, d. h. einige1·
maB<'n die finanziellen Chancen der einzelnen Lände1· 
annähernden Finanzausgleich gesetzt. Diese Hoffnun
gen, die bekanntlich einige Länder dazu verführten, die 
ruinöse Interessenquotenregelung zu akzeptieren, sind 
in dem erwartet.Pn Ausmaß nicht erfüllt worden. 

Die tiefere Ursache dieser unzulänglichen Ausgleichs
funktion zwischen den Ländern bleibt die psychologisch
lechnisch fehlerhafte Regelung im Grundgeset7.. Die Au
toren des GrundgesPt7.es haben zunächst das Ausmaß 
der Diskrepanz in der Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Liinder u nterschätzt, daneben abl'r auch die Notwendig
keit vernachläss igt., cfas Ausgleichsverfahren von den 
sonst unvermeidlichen Widerständen und Reibungen 
zwisdwn cif'n einzelnen Interessenten zu bereinigen. 

Der jeweilige erste Al<t des Dramas um den Länd~r
finHn1.a u~glPich . nämlim rl::is Ringen de1· armen gegen 
die reichen Länder um die Höhe des Gesamt11usgleichs-' 
betrages. konnte vermieden werden, wenn bei der Ver
teilung des Steueraufkommens 7.wischen Bund und Län
dern von vornherein bei dem Bund eine ausrekhende 
Masse skhergPste llt worden wäre. Heute muß das, was 
die bedürftigen Länder unter ,;ic-h verteilen wollen, erst 
den ander<"n ahgenommt•n werden. 

Die~e 13emiihungen finden rasch - und zwar ganz 
gleich. ob horizontal oder vertikal - ihre Grenze an der 
Zahlungs1mwilligkeit und immer mehr auch an der Zah
lungsunfähigkeit der zur Leistung verurteilten Länder. 
Da sich of(ensichtl i<:'h dif' Situation auch der beanspruch
ten Länder zunehmend verschlechtert und damit ihr 
Widen.,;land sich automatisch vel'stärkt. da ohnedies 
Zweck des Finanzausgleichs niemals eine Nivellierung 
der Länderverhältnisse sein kann, ist anzunehmen, daß 
das Ergebnis kommender Finanzausgleiche klare und 
wad1s~nde Tendenz mic·h unten hat. womit das Finanz
minis tel'ium offenf:ichtli<'h auch recht hat. 

Was wir neben einem unzu länglichen Finanzausgleich 
\'Dm Bund unmittelbar zu erwarten haben. Einzeldota
tionen für die verschiedensten Zwecke ..ion der Reblaus
bekämpfung bis zur Grenzlandhilfe, waren bi!;her doch· 
mehr Sympathiekundgdmni;ie n als durchgreifende Hil
ft>n. da sie nur in unzureichendem Verhältnis zu dem 
t ahiichlichen ungeheuren Bedarf stehen. Sie sind aber 
l'(leichzeitig auch wif'der Ausdruck der begrenzten Ld
stungsfähigkdt des Bundes. Und wir müss-::n selbst
verständlich auch für das wenige dankbar sein. 

Es zeigt sich eben bei alledem die Unmöglichkeit, bei 
einem föderalistischen Staatswesen so erhebliche Ni
veau- Untf'rsC'hiede der Glieder auszugleichen, wie sie 
!'ich a11s der heutigcn Ländergestaltung he1·auskristal
lii:;iert· haben. 

W0mi t w ir . meine Damen und Herren, ja eigentlich 
mal wieder beim Thema wäi·en, ich meine bei der Gret
chen-Frage oder · bei Hamlet: Sein oder Nicht-Sein, 
Rheinland-Pfalz oder sonstwas, aber ich möchte mir das 
noch ein bfüchen aufheben. Zunächst noch etwas Haus
halt. 

Unser Landeshaush<ilt ist in crsterLinie ein Personal
hausha lt und nähert sich stark dem, kommunalen, weii 
nach der Aufgabenteilung mit dem Bund den Ländern 
der Komplex der Verwaltung in ihrem Etat, also der 

personelle Aufwand. verblieben ist, wähl'end die eigent
lichen Leistungen, z. B. die Besatzungi;:kosten oder 
Kriegsopfen·enten usw., im Bundesetat erscheinen. 

Der Haushalt ist schließlich in ausnehmend hohem 
Maße Personalhaushalt. bei uns in Rheinland-Pfalz, 
weil unsere Einnahmemö~lichkeiten aume hmt>nd nie
dere sfn<i, so daß das Personalkont0 und die sonstige n 
fixen Kosten, - wenn ich einmal diesen Begriff aus der 
Privalwirtsd1art herUbernehmen dart - die Einnahmen 
zu 90 v. H. konsumieren. 

Mac-ht man si<:'h nun die Mühe. den Personalaufwand 
in unserem Lande In seinem Verhiiltni!; 7.ll cien Steuer
e innahmen Im Gegensatz zu unseren Nachbarländern 
Nordrhdn-Westfalen und Hessen zu bPt1·achten, so zeigt 
sich ein erschreckendes Ergebnis, das die ganze Pein
li<'hkt>it nn<;erPJ' fin>rn7.iellen Sih1ation enthüllt. 

Unser Personalaufwand nach dem Haushaltsansat7. 
1950 beanspruchte 75 v. H. des Steueraufkomme ns 
gegenüber rund 50 v. H. in Hes!'en und 20 v. H . in 
Nordrhein-Westfalen. 

Die Wirklichkeit sieht aber im Augenblick noch er
schütt!"rncif'r aus. Nach der Viel'tel.iahresre<.:hnung für 
April his Ju11i 1951 betrugen unsere Personalausgaben 
58 Millionen. Das Landessteueraufkommen, wie es sich 
nach Abzug der · 25prozentigen Bundesanteile an der 
Einkommensteuer ergibt, aber 63,5 Millionen. Das 
heißt: in dieser ·Zeit hahen die Personalkosten ü ber 
90 v. H. des Sleuenlltfk1.,mmens konsumierl. 

Id1 möchte nun nicht. meine Damen 1M1d Hen·f'n, d aß 
aus diesem 7.sih!Pnvf'1·hältnis falsche Schlüsse gezogen 
werden. Wenn uni<er Personalkonto ganz unverhältn is
miißig· hoch ist im Vergleich zum Steuerkonto und ?.Um 
Gesamtaufwand. dann lie11:t der Gi·und nicht etwa dar
in, daß der Personal aufwand in einem ebensolchen 
Maß!' erhöht wäre, sondern er liegt in erster Linie 
dRrin. daß die V ergle ichsgrößen. das Steuel'aufkommen 
und di<" Gpi;amt::iu!'gaben. unternormal niedrig sind. 

Der Hen Finanzminister selbst spricht gar von einem 
jetzt noch, d. h. aud1 nach dem vodiegende n Haushalt 
noch, zweifellos überhöhti:n Pefsonalaufwand, und er 
WÜil$c.:ht Prüfungen und UntersuchLmgen und Bemühttn 
gen und alles m<igliche um die Abstellung dieser Miß
stände. Es erhd.>L sich da nun dot'h die ~'rage, ob man, 
wenn man einmal die!'en Mangel erkannt hat und wenn 
es einem mit diesen Plänen ernst ist, nicht wenigstens 
bei dem vorliegenden Etat den Anfang machen soll. 

Es ist selbstverständlich bei dieser Sachlage, daU 
auch heuer wieder das Personalkapitel Gegenstand 
Ihrer besonderen Aufmerksamkeit sein wit·d. Das wird 
aber nuch in diesem Jaht• kaum etwas dar·an ändern, 
daß das Gesetz - ich möchte es beinahe Gesetz nennen 
- nämlich das „Gesetz des steigenden Pcr·sonalaufwan
des der öffentlichen Hand", auch in diesem Jahre seine 
Geltung behält. Sie werden neue S tellen bewilligen, Sie 
werden vorhandene Stellen heben, und Sie werden, 
weil Sie gar nitj:lt ander~ können, hier und da auch 
einzelnen pcn:onellen Nebenaufwand erhöhen müssen, 
wie z. B. die Ansätze für Beihilfen und Unterstütwn
gen für Beamte, die sich längst. als u nzulä ng lich er-
wiesen haben. · 

Im übl'igen, meine Damen und Herren, es i:;t wirk
lich nicht alles Bfu·okratie, was Beamte heißt. Dei· Pe1·
sona1aufwand gehört nicht du1:chweg auf das Spesen
konto. Vor allem nicht dort. wo. wie bei den Schulen 
odei· den Gerichten, die Tätigkeit des Landes eleen ge~ 
rade in det· Ber·eitstellung persönlicher Die ns tleistungen 
besteht. \Venn also der höhel'c oder mindere Grad 
unserer :st,aatlichen Schulpflege' sich automatisch in der 
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Lehrerzahl ausdrückt, so bedeutet hier höherer Per
s<>tralaufwand nicht, wie vielleicht anderswo, übersetzte 
Unkosten, sondern einfach höhere Staatsleistung .. 

Der Schulhaushalt besche1-t uns, etwas unter dem 
wohltätigen Druck einer immer mehr zutage tretenden 
Überproduktion an Lehrern, wie wir sie in unserem 
Lande mit einem Rekordaufwand von Pädagogien und 
Pädagogischen Akademien erzeugt haben, ein Mehr von 
einigen 300 Lehrerstellen; wie man hört, in erster Linie 
für die seither diesbezüglich vernachlässigte Pfalz. Ich 
brauche nicht zu betonen, daß ich, von der sympa
thischen Zweckbindung an die Pfalz ganz abgesehen, 
diese Absicht im allgemeinen durchaus begi·üße. Wir 
würden uns auch freuen, wenn das Finanzministerium 
die erforderliehen Miitel - es kostet naturiich mehr mit 
allem Drum und Dran als die· 1,5 Millionen - infolge 
der bcwührten Verzichtfreudigkeit det· übrigen Mini
sterien an anderer Stelle sichtbar einsparen würde. 

Meine Damen und Herren, ich darf dem Herrn Kul
tusminister zu seiner Beruhigung sagen, wir hätten 
diese Schulstellen auch so bewilligt. I1.:h sage das mit 
dem „Einsparen" nur deshalb, weil man in der Zeitung 
lesen durfte, das Mehr an Lehrern sei bei anderen Mi-

' nistcricn eingespart worden. Und ich sage das auch nur 
deshalb, weil der Herr Finanzminister uns im Aus
schuß geheimnisvolle Andeutungen gemacht hat, da-• 
hingehend, er könne uns noch nichts verraten, aber wir 
würden staunen. Ja, ich muß schon sagen, wir staunen 
nun wirklich, ohne daß er etwas verraten hat. Es ist 
nämlich nichts eingespart worden, wenn man nämlich 
unter dem WQrte „sparen" wirklich „sparen" versteht, 
wenn man unter „sparen" versteht, was man männig
lich darunter verstehen muß, nämlich auf eine Ausgabe 
zu verzichten, die man seither gemacht hat, die man 
aber in der Zukunft, trotzden;i sie gut und nützlich ist, 
unterlassen will. Von solcher echter Ersparnis kanQ 
leider nicht die Rede sein. Das Rechenexempel sieh~ 
hier folgendermaßen aus: Im Haushalt 1950 waren es 
ungefähr 36 600 Stellen. Davon sind rund 1000 Stel-

, lcn, nämllch das Personal der Versorgungsämter, auf 
den Bund übergegangen. Hoffentlich ist .niemand im 
Hause, der behaupten will, daß das für den Steuer
zahler eine Einspal'ung bedeutet. Darüber hinaus sind 
nun 400 Stellen - Arbeiterstellen - nicht eingespart, 
sondern gestrichen, wie ich vet·mute. Es dürften danach 
noch 35 200 Stellen sein nach Abzug dieser 1400. Es :sind 
aber 35 900, also kurz und rund 700 mehr als bisher. 
Das Geheimnis der Rechenakrobatik, die vjelleicht hin
tc1· dieser Sparbehauptung steht, enthüllen voraus
sichtlich erst die Einzelhaushalte, von denen icl\ mir 
uber wegen der Zeitnot nur einen ansehen' konnte, 
nämlich den Justizetat. Nicht etwa, weil mich eine be
sondere Neigung oder Abneigung zu del' Justiz dazu 
veranlaßte, sondern nur, weil sich dieser Haushalt durch 
eine sympathische Schlankheit auszeichnet. kh konnte 
da in der Eile zwei nioot uninteressante Feststellungen 
ma~hcn. Alles in der Eile und alles mit de1· Ober
!lächlichkeit, mit der man bei dieser Zeitnot und bei 
dem Tempo, in dem diese Dinge zu erledigen sind, nun 
einmal arbeiten muß. · 

Ich vermißte n~lich da plötzlich bei den Vollzugs
anstalten - Vollzugsanstalten bezeichnen wir taktvoll 
unsere Gefängnisse -, ich vermißte also bei den Voll
zugsanstalten 284· Oberwachtmeister und Aufsichts
personal der Gruppe IX. Das ist beinahe die Hälfte 
des bisherigen Bestandes diese1· Kategorie. Es fragt sich 
nun, meine Damen und He1Ten: waren die 284 über
haupt aa? Wenn sie nämlich nicht da waren, können 
sie wohl auch nicht eingespart werden. Wenn sie aber 
da waren, meine Damen unfi Herren, womit haben sie 

sich eigentlich bisher die Zeit vertdeben? Die 284 plötz
lich Abkömmlichen? Haben wir so fidele Gefängnisse, 
dllß die 284 plötzlich überflüssig sind? Sie sehen, meine 
Damen und Herren, das Schicksal dieser 284 ist i4Jßerst 
dunkel. Der Ausschuß wird sich sowohl um ihre' Ver
gangenheit wie um ihre Zukunft etwas kümmern 
müssen. 

Aber eine zweite Entdeckung, meine Damen und 
Herren! Ich weiß nicht, ob Sie wissen, w~s im amt
lichen Sinne eine Reinemachefrau ist. Eine Reinemache
frau Ist, neben anderem natürlich, eine nichtbeamtete 
Hilfskraft. Und zwar eine Spezies, die offenbm· im 
Aussterben begl'iffen ist. Bei den verschiedenen Ge
richten und Staatsanwaltschaften - so ist de1· Unter
titei - geht die Zahi der Reinemachefrauen und ähn
lichet· kulturfördernder Berufsangehöriger von !28 
pl(\tzlich auf 20, also um über 100, zurück. Wie ist das 
nun mit der Reinigung? Soll hier ausgerec.tmet bei der 
Justiz nicht mehr sauber gemacht werden? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Oder soll das vom Personal, etwa vom Assessor ab
wärts, in einer Art quasi militärischem Stubendienst er
ledigt werden? 

Sie sehen; meine Damen und Henen, sobald man in 
die Einzelheiten geht, steht man vor den komplizierte
sten Problemen. Nun ist es mir um di(dteinemachefrauen 
nicht Angst, im Gegensatz zu den Oberwachtmeistern. 
Die Reinemachefrauen werden weiterleben, stm und 
stumm und wohlverpackt und eingewickelt in irgend
einen Sachtitel des Haushalts als „Sonstiges·' oder „Un
vorhergesehenes Geschäftsbedürfnis". 

Wenn das so wäre, meine Damen und Hel'ren - ich er
kläre ausdrücklich, wenn das so wäre-, wie ich im Au
genblick mangels anderer Deutung vermuten muß, dann 
wäre das ein so billiger Trick, daß man es, wenn man es 
schon macht, - dafür hätte ich noch Verständnis! - noch 
in· der Zeitung plakatiert - dafür habe ich kein Ver
ständnis. Dann wäre das nämlich, sagen wir einmal, um 
sehr höflich zu bleiben, Statistik, aber keine Einspa
rung. Und uber Einsparungen wollen wir uri's dann doch 
ernsthaft im Ausschuß unterhalten. 

Nach dieser Feststellung, meine Damen und Herren, 
zu Sinn und Bedeutung des offensichtlich sehr mißver
ständlichen Begriffes „Spanm" noch einiges über die 
Schulen. 

Das Kultusministel'ium hat uns ancrkcnnenswel'ter
weise einmal Vergleichsmaterial über die Schul.haus
halte der Länder zugänglich gemacht, dem kh einige 
interessante Erkenntnisse verdanke. Ich betone vorweg ' 
noch einmal, es handelt sich hier um Zahlen, die vom 
Kultusministerium eri.lrbcitet sind und nicht etwa von 
der Finanz als der böswilligen Konkurrenz. Ich möchte 
auch an diesen bisher einmaligen und muti~en Vorgan-,i 
die Ermunterung für die an~eren Ministenen knüpfen, 
gelegentlich das gleidrn zu tun. Das Risiko ist dabei 
wahrscheinlich gar nicht allzu groß. Bei der notorisd1l'll 
Sparsamkeit in diesem Lande, deren Verdienste nur 
etwas durch die Zwangsläufigkeit solcher Enthaltsam
keit gemindert werden, ist die Gefahr unliebsamer Ent
hüllungen bei solchen Ländervergleichen relativ mini..: 
mal. 

Und nun zu den Zahlen. • 
. . 

Schulrolitisch gesehen stehen wir b'ei diesem Länder
vergleidi jeweils am Ende der Reihe, sozusagen am 
negativen Pole. Das ist z. B. der Fall mit unserer du1·ch
schnittlichen Klassenstärke von 47 Schülern. 

Von pesonderem Interesse1tnd einet· näheren Prüfung 
würdig sind aber e inige a ndere Zahlen. 

\ 
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l. W ir haben relativ die meisten Schulen. Bei einem 
Durchschnitt von 1600 Einwohnern je Schule schwan
ken die Zahlen je nach dem Land zw ischen 2700 und 
950. Wir sind die 950. 

2. Wi r h aben die kl~insten St:hulen nach der Zahl der 
S chüle r sowoh l wie nach der Klassenzahl. 
Die Schü lerza hl je Schule schwankt im n undei-gebiet 
zw ischen 360 und 130 bei einem Durchschnitt von 240. 
Die unterste Stufe mit 130 Schülern sind wir. 

3. Die Klassenzahl j e Schule liegt im Durchschnitt der 
Lä nder zwischen 5 und 6, die Spitze ist 7. Die niedrig
ste Stufe is t 2,8 . Das unter!'te Ende mit nur 2,8 Klas
sen je Schule s ind wieder wir. 

Sie entnehmen diese n Zahlen, meine Damen und 
Hr,>rren, e ine ungew öhnliche Aufäplitterung unseres 
Schulwesens in eine ganz besonders große Zahl von klei
nen Z we rgschulen , - eine Aufsplitterung, die zwangs
läufig zu eine r denkbar unrationellen Ausnutzung des 
Pe r sona ls führe n muß. Denn für jede Zwergklasse mit 
15 S chüle rn muß t>ine andere m it 80 oder müssen drei 
andere mit 60 S chüle rn a ufrecht erhalten werden, da
mit e in Ausgle ich auf der Norm von 50 gleichzeitig er- · 
reicht w ird. 

Es wäre immerhin in teressant, den G r ünden , den a l
lede l7.tt-n Gründen dieser ganz außergewöhnlichen S i
tuat ion in u nserem Lande etwas nachzugehen. Es liegt 
natür lich n ahe , d ie Ur sache in der Eigenart der Bcsied
lungsverhä ltn isse des Landes zu suchen, vor allem in 
den vorwiegend kle ineren und kleinsten Dorfeinheite n. 
Liegt doch bei ~i:i unserer Gemeinden di'e Einwohner
zahl unter 500. Aber bevölkcrungsstatistischeVergleiche 
mit Ländern ähnlicher St ruktur scheinen aber diese An
nahme nicht voll zu bestä tigen, so daß das Phänomen 
in etw a doch ungeklär t bleibt und unser Wunsch nach 
e ine t· eingehenden Unte rsuchung b r;gründet ist. 

Sehr v iel eindeutiger, meine Damen und Her ren, lie
gen d ie Dinge bei den hi\heren Sch~1len. H ier lie gt :r.wci 
fe llos in un serem Lande eine Übersetzung vor, die von 
e iner vernünftigen G esamtpla nung her gesehen keines
falls gerechtfertigt is t . 

Auch h ie r liegt Rheinland- Pfalz in der Stati ~tlk am 
Ende d e r Re ihe. Während son~t im Bund auf 36 000 Ein
w uh nt>r eine höhere Schule trifft, haben wir bereits e ine 
solche auf 25 UOO Einwohner. Im B undesdurchschnit t h a t 
d ie Schule 450 Schüler, bei uns nur 300 Schüler. Rein 
m athematisch gei-ehf'n - wie man d ie Dinge natürlich 
nicht sehen kann - d as w eiß ich auC'h - wäre ein Drit tt>l 
de1· Schulen ü berflüssig. Was w irklich entbehrlich ist, 
möchten wil' nun doch einer Gesamtplanung des Kul
tusministe riums entnehmen , auf die zum mindesten 
dann nicht zu verzichten is t, wenn die Anträge auf Ver
staatlichtmg hish~r kommuna1Pr Anstaltt>n :wnehmen 
sollten, was zu bef ürchten is t. 

K eine ne ue E insicht, aber zahlenmä ßige Unterla gen 
zu e iner bere its gewonnenen Erkenntnis lieforn An
gaben ü ber d ie Lehrerbildungsanstalten. ICh meine zu 
der j etz t wohl allgemeinen Erkenntnis, daß wir um; -
und zw ar wir ganz alle in in Rheinland-Pfalz bzw. in 
de r französischen Zone - einen Ausbildungsappara t 
an Pädagogien und Päd agogischen Akademien geleistet 
haben , de r weder fin anzie ll noch moralisch, w as die 
Überproduktion von nicht unten.ubl"ingenden Absol
ven t€„ an langt , vt>ranh\'ortei werden kann. kh nehme 
nicht an , meine Dam en und He rren, daß jems.nd in· 
diesem Hause Lus t ha t , Lehramtskandidaten ledig
lich zu Exportzwecken weite r zu prodt1zleren. D azu 
~cheinen m ir die Herste llungskosten mit vie lleicht 
5000 DM pro S tück d enn doch rn te uer. Die Ge i;:amt
kosten der bisherigen Uberprodttktionen, die wil' uns 

die Mühe machen w erden, noch gi>n1t •J<:!r zu bered1nen. 
können mit sC'hfitw ngsweise 500 000 b is l Million an
genommen werden. 

Unser Cksamtaufw and für Lehri ·r h iidu ng im .Jahre 
1950 m lt 2,5 Millionen ist relativ doppelt so hod1 w ie 
in Württemb~rg'-Badi-n , dreimal so hoch wit> in Schli>.;
wig-Holstt>ln . Hes,:en und Niooer sacnsen , u nd fü nfmal 
so hoch w ie , in Nordrhein-Wf.stfa1e n. 

(Abg. Herti>l : Hör t, hiit·t .} 

Nachdem bt'reils die verflossen'! R<:-gienmg Maß
nahmen zurri Ahbuu erwogen hat. dür fen wir viellekht 
zur · Aus~chußber~tung endgültige, und zw~r ein schnei
dende Vorschläge erwarten. Der voi·!ieA·ende Entwurf. 
de1· die Gesamtkosten von 2 650 000 im ve r gangenen 
J a hre auf 2 640 000 reduzjert. also sozu sagen einen 
Rabatt von vier pro Mille anbietet, dieser Vorschlag 
scheint mir dem Ernst der Angelegt>nheit wir klich kei
nerlei Rechmµ1g zu tragen. 

Soviel, meine Damen und Herren. über Quantität des 
Personals. Nun ein Wort zu der Qualitä~, das heißt zu 
dem Spezialproblem des sogenannten Beru(sbeamtt>n
tums. 

Ich freue m im , und S ie sich hoff...,n tl.it'h m i L m ir. zu d ie
sem bei der Wahl sicher etwas übertrieben stark pla
katierten Fragenkomplex voraussichtlich e ine Ein
mütigkeit des ganzen Hau~ fE·stste lle n zu können. 

Wir sind nämlich wohl alle de r Meinung, daß der 
ge le rnte Beamte dem ungelernten vot·zuziehe n ist. 
Wenn in de r Verr,angenheit , in~!Jt'~onclt>re unmitte lbar 
nach dem ZwiammenbruC'h im .Jahre 194!'\, tei lwei~e von 
dieser selbstverständlichen Norm abge\\;i~en werden 
mußte. ~o lag diPs an den Zeihtm5tä nden. Es lag in 
erste r L inie an der von den Besa lt.ung~mächten teils 
direkt betriebenen, späte1·hin den deut;:ehen Behö rden 
a nbefohlenen, wenig glüCklichen und wenlg sinnvollen 
Ent.naz.iii:i:ierung.smeth~e. t.:s lag also a n Dingen , die 
niemand s tark genug •var, zu ve rhinde rn, obwohl auch 
damals schon im Sommer 1945 ziemlich prominente 
Deutsche, wie ~um Beispiel der damalige Oberregie
r ungspräsident in Hessen-Pfa lz. de r Milita rreg ie rung 
gegenüber d ie geplanten Entnazifi ?. ierung~maßnahmen 

d er Besatzung · ats eine ebenso teurt> w ie bodenlose 
politische Du m mh eit bezeichnet h<'hen . 

(Seh r r ichtig! bei der SPD.) 

Wenn ailsu seinerzeit - in der Zeit des d t·ängenden 
Wiede raufbaus der Verwaltung - m ehr oder w enige r 
zwang.!tli:iu!ige l\iiißgl'iffe ~folgten, d ann d ür f te es e ine 
Beruhigung sein, fes tzustellen, daß dama ls alle Par
te ien in dei; Regiernnij w1u·e11, su d aß skh ein e etwaige 
Sclluld gleichermaßen auf alle verteilt. Soweit sich 
diese Verhältnisse abet· nuch in die Zeit de.r Allein
herrschaft de l' CDU-SPD erstreckt haben sollte n. wä
rnn freiiicb die FDP und KPD zu kut·z gekomme n. ,D a 
sehe ich aiierrling~ keinerlei MöglirhkE'it mt>hr für die 
FDP trot7. Ihres Stellungswechsels. d a noch etwas nad1-
zuholen. 

IH~it:.-rk<';t bei der SPD - Zurnf von der F DP : 
Vielen Dank.) 

·oenn seit geraumer Zeit h a t te d ie ver gangene 
Regierung bereits beschlossen, s ich ,nunmeh .-, wo das 
Angebot V1.iecler da ist und die Besat zung sich nicht 
mehr einmischt, wieder strik te an d ie „Kleider
.ordnung" zu halten. 

Soviel. meine Damen und Herren . zu d er Historie. 
Es scheint mir aber doch wohl notwend ig, d aß w it' 
uns über den Begriff des Berufsbeamten a ls des „ge
lernten" Beamten e inig werden, und zw a r a'.Jch d ah in , 
daß die VorausRet:zungen nicht a llzu eng umris..~en 

werden. Dl~ T ätigkeit des Staates von lwu t~ ersf:hüpft 
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sich doch seit langem nicht mehr in dem, was von 
früher her so allgemein als Verwaltung bezeichnet 
wurde. Seine Tätigkeit Ist weit in den Gesamtbereich 
des öffentlichen Lebens hineingewachsen, · und der 
Staat kann au! vielen Gebieten überhaupt mit tlfolg 
nur tätig werden, wenn er sein Personal zum Teil we
nigstens rekrutiert a!Uf. eben den Bezirken, auf die er 
Einnuß nehmen will. So wird der Staat weder in der 
Wirtschafts- noch in der Sozialverwaltung darauf ver
zichten können, · Sachverständige, die in diesen außer·· 
staatlichen Bezirken groß geworden sind, •las heiß1. 
dort gelernt haben, als „Gelernte" im Sinne des Be
rufsbeamtentums heranzuziehen. 

(Abg. Kuhn: Sehr richtig.} 

Ei; wäre auc.'l durchaus zu überlegen, ob nicht in an
deren staatlichen Bereichen, die bM:her noch streng das 
Prinzip des selbstgezüchteten Nachwuchses üben, eine 
Aufiockerung des Systems Platz greifen könnte zu
gunsten stärkerer Wechselbeziehungen zu den freien 
Berufen. Ich meine wm Beispiel die Justiz, wo an
derswo eine sehr viel stärkere Koppelung mit der 
Rcchtsanwalts<:hatt besteht durch Übernahme und Zu
lassung älterer erfahrener Anwälte zum Richteramt. 

Neuerdings hat man sich ~kannUich au.eh bei der 
Stellenbesetzung für die oberst:en ~undesgerichte von 
der Beschränkung au! ,gelernte Richter freigemacht. 
Wir haben in unserem Lande das Beispiel de3 FDP
Bundestagsabgeordneten Neumayer, Kais~rslautem, 
der nach langjährlget" Anwaltpraxis zum Landgerichts
präsidenteft ernannt, und den Fall des ehemaligen 
Rechtsanwaltes Dr.

1 
SUsterhenn, der zi.µn Präsidenten 

des Obersten Verwaltungsgerichtes be~ufen wt.1rde. 

Wenn wir in diesen Ernennungen, die ich nur als 
Beispiel anführe, den ersten Ansatz zu sehen hätten 
!Ur eine weniger enge Praktizierung de5 Begriffs Be
rufsbeamtentum im Sinne der angestammten Ochsen
tour so wären wir durchaus bereit, hier mitzumachen, 
wob~! wir nicht einmal die Bedingung stellen würden, 
daß der Anwärter vorher erst Minister gewesen sein 
muß. Ich fürchte allerdings, daß der Versuch in der 
Praxis leicht daran scheitern. wird, daß Leute, die mit 
Er!olg in freien Berufen tätig sind, beim Vergleich 
ihrer Gebührenordnung mit dem Beamtenbesoldungs
gesetz bedauernd die Achseln zucken werden. 

per Komplex des Berufsbeamtentums mit dem Son
derkomplex des politischen Beamten, der im Augenblick 
weniger interessiert, führt .hinüber zur Personalpolitik 
als politi-che Au!ga~ • . d. h. zu einem Punkt, der das 
besondere Interesse der politisch Außenstehenden - und 
das ist in diesem Falle auch die Opposition - finden 
muß. 

über den Begriff der loyalen Opposition hat gelegent
lich der Regierungserklärung bereits ein ·Meinungsaus
tausch stattgefunden, wobei natürlich die Erklärungen 
nur deshalb so harmonisch zusammenklingen konnten, 

' weil es eben Erklärungen waren. Entscheidend' bleibt 
aber die Praxis„ die abzuwarten ist, die Praxis ht,iben 
und drüben. Da die Opposition vielfach ja nur eine Art 
Echo ist, bleibt die wUnSchenswerte 'loyale Opposition 
natürlich nur möglich gegenüber einer ebenso loyalen 
Regierung. , -

Auf der Landesebene, wo weniger Gesetzgebung als 
Verwaltung dominiert, wo ein Unternehmen mit 36 000 
Staatsdienern geführt wil:d, ist Prüfstein für die Ob
jektiviU1t - d. h. die Loyalität - der Regiert1ng in erster 
Linie Ihre Personalpolitik. 

(Abg. Becl<enb11ch: Sehr richtig.) 

Denn nur so kann bei der Oppositionspartei und ihren 
Anhängern - selbstverständlich nur insoweit, als sie 
auf dem Boden dieser Staatsordnung stehen - die Über

( ' 

.,1,„ . !. ··„ 

z.eugung geweckt und erhalten werden, daß dieses 
System ihl' System und dieser demokratische Staat ihr 
Staat ist. Es scheint mir wichtig, ungeheuer wichtig, 
di~ in einer Zeit auszusprechen, in der niemand weiß, 
vö·r welche Situation uns das Morgen .stellt. 

Es ist vor Wochen das Wort "Bürge1·block" gefallen; 
wie mich dünkt, sehr unzeitgemäß und als Ausdruck 
elner erschreclcenden politischen Naivität, wenn wir uns 
der katastrophalen Rolle dieses Begriffes in der politi
schen Geschichte Deutschlands bewußt sein wollen. Ich 
meine dabei im Augenblick diese Parole auch weniger 
in ihrem wirtschaftlichen und sozialen, als in ihrem rein 
politisch-staatsbürgerlichen Sinne, nämlich insofern, als 
sie - immer historisch gesehen - · als Kampfansage des 
Bürgers, einer Sondergattung .,Bürger" ais der Ver
treter des Besitzes an den Nicht-Besitzenden in der 
rein politischen SJ:häre, also hinsichtlich des Einflusses 
auf den Staat, angesehen werden konnte. 

(Abg. Claus: Nicht ohne Grund.) 

- Ich bitte zu entschuldigen, wenn i<.:h n icht jeden Zwi
schenruf' beantworte; es ist kaum einer zu verstehen 
hier auf dem Platz. 

Was man als wirtschaftlichen und sozialen Klassen
kampf zu bezeichnen hätte, können wir wohl weit
gehend der· freien .Auseinandersetzung der wil'tsc.:haft· 
liehen Interessentengruppe überlassen, wohl auch nach 
der wachsenden Einsicht in die soz ialen Erfordernisse 
der Zeil Politisch aber - möchte ich sagen - möchte 
meine Partei den Begriff ~s Klassenkampfes eigent
lich als überholt ansehen können in einem Staatssystem, 

·das auf dem Postulat der bürgerlichen Gleichberechti
gung aufgebaut ist und das als Voraussetzung !ür eine 
gleichberechtigte Beteiligung in Staat und Verwaltung 
nur die Bejahung des Systems, nicht aber die Zugehörig
keit zu der jeweils interessanten Partei oder der zahlen
mäßig vorherrschenden Konfession kennt. 

Wir möchten daher dringend nahelegen, daß sich die 
Regierung peinlich systemgerecht verhält, daß sie uns 
nicht durch Verletzung dieses Grundsatz.es de1· Glckh
berechtigung aller Staatsbürger auch in bezug auf ihren 
gleichen Anspruch zur Mittätigkeit im Staate und in de1· 
Verwaltung in die Notwendigkeit versetzt, Sünden zu 
rügen, die wir als Todsünden ansehen müssen, Sünden, 
die nicht vergeben werden können, . weil sie Hand an 
das Fundament der Demokratie legen, weil sie die De
mokratie bedrohen, die - ich brauche Ihnen das wirklid1 
nicht zu sagen - in Deutschland noch in keiner Weise 
gefestigt ist, gegen die sich vielmehr !?el'eits die Anhän
ger totalitärer Systeme immer handfester wieder !ot'
mieren. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, - es liegt mir 
wirklich daran -, im Angesicht unseres noch derart an
fälligen und labilen Staatssystems Verständnis zu haben 
für die Schwierigkeiten und Delikatesse der Rolle einer 
Opposition, deren verfassungsmäßige Aufgabe es nun 
einmal ist„ die jeweilige Regierung zu. stürzen, aber 
den schwankenden Thron, auf dem sie sitzt, stehen zu 
lassen. Es ist für das Volk - und das ist das Dilemma 
unserer heutigen Demokratie - ungeheuer umständlich 
und schwer, zwischen Regierung und Demokl"<itie, zwi
schen Regierung und ~ystem, fein säubct"lich zu unter-

„ scheiden. Es ist wirklich nicht leicht, dem Mann im 
,Volke klarzumachen, daß zwar das System brauchbar, 
die gerade amtierende Regierung aber miserabel sein 
kann; (Sehr gut! bei der SPD) 

daß die Regierung aber deswegen auch in einem par
lamentarischen System, wie bei jedem zweckmäßig 
und sparsam konstru.ierten Denkmal, möchte Ich 
sagen, abnehmbar und auswechselbar ist. Der un
komplizierte, um:u!ri~dene Volksgenosse wird sich bei 

'' 
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~olchen ~taatst'echtlichen Erwligunl!:en kirnm aufhalten, 
er wird immer mehr gvneigt sein. den demokratischen 
Sock2! ~lcich mit ummlegen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Es ist sehwer, d'.ie Demokratie in ihrer Kompliziertheit 
71_1 popularisieren, wie es auch nicht leicht ist, den 
Bürger cestlos zu über7.eugen. drifl de!' Staat ei.n ge
meinnütziges Wohlfahrtsinstitut ist; weil nämlich die
ser Scaat eit1E'tt wirklich oft zu sehr strapa:>:iert und 
hinnimmt. um nieht zu sagen ausnimmt; weil mHn 
doch da.s Gettihl hat, d;o.ß es vielleicht zuvie-t Stmit 
gibt; daher auch die ewige Diskussion um seinen Ab
hau, die Diskussion um seine Vereintachung; dahet 
auci1 keine Etatrede ohne Verwaltungsreform! Es ist 
f:lne alte, wohl die älteste Konserve, die wir in un·· 
serem Laden führen, die auch nur dE'shalb so frisch 
und jung geblieben ist, weil wir die Dose bisher nicht 
<ingebrnchen haben, 

(Heiterkeit des Hauses.) „ 
Lm~ vielmehr darauf beschränkten, das Problem in 
der Reinheit und Unverbindlichkeit einer Theorie zu 
behandeln. 

kh könnte es kurz machen, weil man ja nicht .. ie 
nach dem Wech~e! der Posltion, heute verfluchen 
kann. wi'I,.; man g1>stPrn nf)('h angebetet. 

fAbg. Claus: Sehr richtig!) 

W('nn ich mich also mit R(icksicht auf diese auch meine 
Vorbelastung einer besonders vornehmen Zurüekhal
tung befleißige. so dal'f ich mich zunächst auf meinP. 
vier Ha1_1,hflltqi><l1>n be"l.iehen. die ich hier 7.U halten 
die Ehre hatte und bei denen ich punktiich alljährlich 
dem Problem meine Reverenz erwiesen habe -1 mehr 
nicht, mehr war auch nicht nütigl Es ist dabei kaum 
etwas ausgelassen worden, was sich zur Sache positiv 
ndcr negativ sagen ließe. Lediglich der Umstand, <l11H 
der Landtag e ine Biutauffrischung erfahren hat, daß 
hiet' eine Reihe neu er·. in Samen der Verwalt11ngs
refot'm noch nicht belasteter Kollegen sitzt, 

<Zurur von der FDP: Auch bei Ihnen!) 

die vielleicht bei der Wahl unv0rsicht ig genug v::iren, 
Vcrwa ltung<(refnrm ali< Steuersenkungsmittet zu ver
si:;rechen, veranlaLH mich zu der einen oder anderen 
Heminil'7.en7.. 

Wenn ich die Hauptsache vorwegnehmen darf, meine 
D<1men und Herren, so möchte ich sagen. der Schrei 
der Ötfentlichkeit nach Verwaltungsreform - ich setze 
ein1rn1l den Fall. daß sie .~d1reit . nbwohl ich nicht ganz 
sid1Pr bin. ob sie spontan schreit - . ist nichts anderes 
als das <1! lzu späte „pater peccavi" über den eigenen 
Sündenfall. 

.fecies Land, .iede Bevölkerung hat soviel Bürokratie, 
wie sie bestellt hat: jede Interessentengruppe hängt 
sich heute an den Staat, miichte die Steuern, die sh~ 

z~hlt oder schuldig bleibt, ganz gleich wie, aber in 
irgendeiner Form , wieder zurück haben: . hier eine 
Beihilfe, dot't eine laufende Subvention, heute eine 
Nif·derschlagung, mot'gPn eine Prämie. ct er einen 
Braten und jener eine Extrawurst, und alle vergessen 
sie dabei daß siQ den ganzen Metzgerladen doch sel
ber bezahlen müssen, und daß sieh, wenn alle kom
men, das alles auch wieder schön mtsgleicht. Es ist · 
weniger die Not eine1· Klasse. die besondere Not eine;: 
8f'rutsstandes; da s wiirf' no<'h 7.IJ bewiiltip;en. F.s ist 
vielmehr der Unisono-Schrei aller nach det' Staats
kript:e. da keiner mehr ein Risiko selbst zu tragen 
bereit und der Weg der Selbsthilfe schon lange nicht 
mehr 7.e itgemäß ist. Dieser Weg dei· Selbsthilfe ware 
viel billiger; denn nur der Weg, der Umweg übc>1· 
dt:'n Staat. schafft die Bürokratie. 

Meine Damen und Herrenr Es gibt Leute, die sind 
dauernd auf tlet Suche nach etwas. w<1s der Sta::it 
noch nicht tut. was mRn [hn aber vielleicht tun las
sen könnte, und sie sind imstande, sicl1 zu freuen. 
wenn sie einen Knochen gefunden haben, der sid1 in 
eine - sagen wir - Resolution verwandeln läßt. Es ist 
eine gewaltige Rivalität zwischen den Fraktinnf'n dRr
über, wer den Knochen zuerst ~sehen und aufgegrif
fen hat. Es ist aber unvermeidlich, daß jede neue 
Tätigkeit des Staates neuP Plf1nstellen fordere daH 
sie mit all diesen Anh'fi~en als Beigabe neue Büro
kratie erzeugt. Und manchmal ist die Bürokratie das 
einzige, was dabei erzeugt wird; sie ist vm· allem das. 
was bestehen bl!'ibt, auch \Wnn die Aufgabe selb~t 
längst ihre Bedeutung verloren hat und weggefallen i;;t. 

(Heiterkeit im Hause) ' 
Meine Damen u·nd Herren! Diese Entwicklung 

scheint mfr vielleicht unmet'klich, aber unaufhaltsam. 
Immer meh1· wil'd der einzelne Tom Staat betreut und 
mit Kultur- und sonstigen Güte1·n versorgt. ob er 
will oder nicht. Der Staat hilft ihm zwangsweise. abel' 
er hilft ihm für sein eigenes Geld. In demse[b!'n stei
genden Ausmaß nimm! nfi.rnlieh der öffentliche·Haus
halt die Mitt~l des .Privathaushaltes in Ampruch. 
Wenn ich .einmal "etwas prophetisch übertreiben darf 
- es ist natürlich eine Übertreibung -, dann kann man 
sich das Ende von alledem nur so vo1·8tellen, daB 
eines Tag~s jeder von uns sein Gesamte1nkommen 
alJliefel't und an einem anderen Schalter des Finanz
amtes eine sehr komplizierte, aber ätißerst gerecht er
rechnete Unterhaltsrente einschließlich 2,50 DM Sonn
b.g.si::eld wiede,r ausbezahlt bekommt. 

Verwnltungsrpform. mPini> Datnen und HPrrf'n, i>:t 
de1· Be7.irk, in dem die bek<innten B e l'ge k1·eißen und 
kaum· Mäuslein ~eborcn werden. Um die Verwal
tun.E(sr€'form !lind so ort und so viele optimististfo·'! 
Fcue!'lein ange:i:lindet und mit kalten Wasserduschen 
\1·ieder gelöscht worden, da~ wohl niemanci in d it<>Sem 
Haus dazu etwas Neues zu ~ai:?:Pn vermag, daß man 

1
' c'inige Mühe hat. seine alten Gedank en heu zu for

mulieren, wobet der schönste Emaille!ack nicht dar
übi;.r hinwegtäusctlcn kann. dal:I dahinter ein vet:zwei
felt schwieriges und längst total zenedetes Problem 
~teckl. 

Es ist wirklich genug ~eredet, gcnug in KC>mmis~dnnen 
und Sonderkommbsiunen, parlamentarischen und anti
parlamentarischen, verhandelt wo1·den . • Jeder Beamte 
mit Ministerialzulage hat einen Pack VorschH\ge in der 
Tasche, und jeder Minister - gleidtgültig ob gewesener 
ode1· noc.:h dasiger -, hat sie auch, wenn, ja wenn c1· den 
Mut dazu. hätte und eine Aussicht auf Erfolg sähe. Aber 
Jeder weiß, daß die Bev01kcrung als Ganzes vielleicht 
schon möchte, aber im Einzf"lfall s icher nicht will 

Nun haben wir einen neuen Landtag und damit eine 
einmalige Chance, wie sie nur ein Parlament haben 
kaun, das sich noch im Vollbesitz seiner unpal'lamenta
rischen Harmlosigkeit befindet ; das noch glaubt und 
ghwben dat"j, daß das Gute immer erwünscht sei und 
das Vernünftige sit;h von se!bsl empfehle. Wie wäre es, 
wenn die Mehrheit dieses Landtages sich zusammen
rottete, um zunächst bei den allzuvielen unte1·en Behör
den und Eiurü.:hlungen aufwräumen, einen Organisa
tionsptan zu revidieren, der im wesentlichen in der Zeit 
und nad1 dem Fahrplan der Postkutsche gestaltet wor
den ist. Das könnte und das müßte natüdich auch nach 
den neuesten Rezepten der Demokratie geschehen. Ich 
könnte mir d!is so vorstelien: Dreier-Kommissionen -
vielleicht würde man hier besser „Missionen" sagen -, 
an denen sich der ganze Landtag beteiligt, begeben sieh 
nach X-Dorf oder Y-Stadt 7.ll E'inE'r -"nnrl<>1·sitZLrng des 
Gemeinderates. Dort legen sie überzeugend dar - das ist 

• 
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' keine Kunst, das zu machen -, daß es a) im allgemeinen 
zuviel Amtsgerichte, !>ädagogien, höhere Schulen, Land
ra t::>-, Finanz-, Forst-. Vermessungs- und sonstige A.tnter 
im Lande gebe und daß_b) - dar·auf kommt es natU\.lich 
an - im besonderen das Amt in X-Dorf offensichtlich 
eines der allzuvielen sei. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Die Gemeindevertretung wird also gebeten, zuzustim
men oder noch besser, sie wird gebeten, ihrerseits zu 
beantragen, das völlig überflüssige Amt aufzuheben. 
Natürlich wären gleic~eitig auch die sonst üblichen In
stanzen, Kammern, Gewerkschaften, Pfarrämter sowie 
die Ortsgruppe des Bundes der Steuerzahler und in der 
Pfalz die Geschäftsstelle des Bundes „Bayern und Pfalz" 
zu hören. (Heiterkeit ·im Hause.) 

Und ganz zum Schlusse - das isl nun einmal in un
swer modernen Demokratie der normale Schluß, ich 
stelle es aber nur anheim - könnte man im Rahmen 
unserer heutigen erweiterten, Demokrntie das Ganze 
mit einem öffentlichen Forum im Beisein des betref
fenden, vielleicht sogar betroffenen K reisdelegierten 
abschließen. (Heiterkeit i~ Hause.) 

Für den Fall nun, meine Damen und Herren - ich 
meine, es wäre doch immerhin möglich und es käme 
doch nur auf den Versuch an -, also für den natürlich 
nicht zu garantierenden Fall, daß die diesbezüglichen 
Missionsmitglieder annähernd vollzählig oder doch 
ohne allzugroße Verluste und einigermaßen wohlbehal
ten und vernehmungsfähig in den Landtag wieder zu
rückfänden, rpr diesen Fall könnte danr;i e1:1tsprechcnd 
beschlossen werden. Richtig, wfr haben' ja die Unfall
versicherung, damit kann ich ja das Haus beruhigen, 
abet· soviel ich weiß, ging das bisher über das Land
tagsbüro, es hat uns nicht allzuhoch ~wertet. 

(Heiterkeit im Hause.) 
' Das ist n atürlich nur ein Wunschtraum, meine Damen 

und Herren, und gleichzeitig ein Alpdruck, von dem 
ich Sie befreien kann. Ich kann Ihnen versichern, es 
wird nicht reformiert, weder unten noch oben noch 
in der Mitte. Auch der unerhfüte Glücksfall, daß der 
Kollege Dr. Zimmer Innenminister geworden ist, wird 
uns nicht von dem Regierungsbezil'k Montabaur er-
lösen. (Heiterkeit bei der SPD.) 

Man wird da vielleicht eine Kleinigkeit an der Rcgie
'rung h erummode llieren, aber irgendetwas Reg!erungs
ähnliches, Rcgierungsersätzliches, eine Filiale, ein 
Filiälchen, irgend etwas wird da oben auf dem Berge 
bleiben. Und unter dem Schutz dieses Monstrums wer
den sich die anderen vier Regierungen im Lande 
sicherfühlen, und das mit Recht. Es spielt da nämlich 
noch etwas anderes, meine Damen und Herren, was 
alle unsere et waigen Reformpläne, ich sage mit Be
tonung etwaigen, belastet und es ,.entschuldigt, wenn 
man nichts tut oder nur so tut, als ob man etwas täte. 
Eine durchgreiCende Verwaltungsreform setzt schlleß
liCh endgültige Grenzen voraus, setzt eigentlich voraus, 
daß wir den Bestand die!es Landes so, wie es ist, oder 
wie wir -es machen würden, für mögliCh oder wenig
stens wahrscheinlich halten. Ist das nicht der Fall, trei
ben Sie vorher Verwaltungsreform, dann verärgern 
Sie mehr als Sie sparen. Nicht nur die ,Trierer und 
n icht nur die Pfälzer, auch die Montabaurer sudlen 
nämlich ein neues Vatel'land, und sie würden sich 
wahrscheinlich eine nicht geringe Chance ausredlnen, 
wenn sie eine so hochmögende Behörde wie eine Regie
rung in die neue Kombination einzubringen in der 
Lage sind, entweder mit dem Ziele, sich dort zu retten 
oder au! dem Wege d er Kompensation bestmöglich zu 

verwerten. Was für Montabaur gilt, gilt in sehr ge
steigertem Maße für Mainz, von Neustadt gar nidlt zu 
reden. Alle diese Landschaften haben ' ein legitimes 
Interesse daran, für die kommende Liquidation ihres 
Landes ihz·en Besitzstand zu wahren, um auf diesel' 
Basis in die Eingemeindungsverhandlungen zu gehen. 
Es geht für sie um die Wurst, und sie werden n icht 
geneigt sein, in diesem Zwischenreich auch nur einen 
Zipfel davon zu opfern. 

Wir erwarten also von der Regierung, von Klein
korrekturen abgesehen, wie sie laufend erfolgen - kei
nerlei durchgreifende Verwaltungsre for m, nicht einmal 
ein Verwaltungsreförfuchen. Dagegen erwarten wir 
allerdings, daß sie sich sehr aktiv um ein anderes, um 
ein verwandte""s ·Problem bemüht, nämlich um das der 
Länderreform. Es ist ja einmal nicht zu bestreiten, daß 
auch dieser Haushalt, wie jeder vorhergehende Haus
halt dieses Landes, ein Haushalt des Verzichts. auch 
des Verzichts auf Notwendiges, ist. Und insoCcrn ist 
dieser Haushalt ein Argument zur Lä nderreform ; ein 
Argument, aus dem Konsequenzen gezogen werden 
müssen, und zwar im Interesse des Volksganzen, auch 
wenn es allentalsigen Parteiinteressen zuwiderlaufen 
sollte. Wir besll'eiten zwar - im Gegensatz zu meinem 
Exkollegen Süsterhenn - ein leg itimes Recht der Par
teien_ solche Lebensfragen d

0

er Nation nach ihrer par
te ipolitischen Gewinn- oder Verlustrechnung zu lösen, 
un~ würden nichts lieber sehen, a ls wenn die~e im ge
wissen Sinne deutsche Schicksalsfrage auf überpartei
licher oder politisch neutraler Ebene e ntsehieden wer
den könnte. Aber die Beweisführung, daß mit dem 
Verschwinden des Landes Rheinland-Pfalz die CDU 
mit vie r Bundesratsstimmen geschädigt wäre, ist ja 
al{ch noch falsch. Denn es ist ganz selbstverständlich, 
daß die Bestimmung des Grundgesetzes über die ,Zu
sammensetzung des Bundesrates. die ja auf das bc-.. 
satzungspolit ische Elfländersystem abgestellt ist.. in 
dem Augenblick geändert werden muß, in dem e:; 
keine 11 mehr, sondern nur noch 10 oder 9 oder 6 Län
der sind. 

(Abg. Diel: Und wer änder t sie?) 

Der, der dieses provisorische Grundgesetz gemacht 
und der d iese Möglichkeit vorausgesehen hat. 
(Abg. Die!: Das ist nicht ganz so sicher, scheint m ir.) 

Es sind zur möglichst langen Aufredlterhaltung unseres 
in jeder -.Beziehung unerquicklichen „Status quo" Ar
gumente aus dem fernen Osten und dem nahen We
s ten he rangeholt worden. Aber wir grenzen hier nicht 
an de n Osten. Das Problem Rhe inland-Pfalz kann ge
na u so wie das badisch-württembergische ganz boliert, 
ganz außer Zusammenhang, gelöst werden. Die Uqua
dation diese s Landes braucht kclne Verschiebung. eile 
das Gesamtproblem be.i·ühren müßte. Dazu s ind die 
vier Flicken, die man unseren Mutterländern abge
schnitten hat, um daraus Rheinland-Pfalz. z.usamnwn
zuschneidem, wirklich nicht groß genug. 

Und noch einmal, zum hofCentlich letzten Male, dil;) ' 
Frage der Saar. Ich möchte allen denen , d ie sich und 
dieses Land so gern in Gese llschaft der Saar zitieren, 
dringend empfehlen, von solchem unheilvollen Tun 
abzulassen. Das Saarproblem ist nidlt mit salbung:;
vollen Tiraden weiterzubringen. Die Herren sollten sich 
wirklich di~ Mühe machen, die einzelnen Phasen ctes 
Kampfes an der Saar in • der Nähe zu studieren. So
lange s ie nicht öffentlich auftreten, ist ihnen allen der 
Zutritt noch gestattet. Sie würden dann an Ot·t und 
Stelle, meine Damen und Herren, seht· b ald erkenn~'n, 
daß die entscheidende Parole de1· Ho!fmänner an der 
Saar nur noch die Behauptung ist, daß die Rückkehr ins 



124 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, lT. Wahlperiode 

Reich die wirtscha ftliche Lage der Saarbewohne1· ent
scheidend verschlechtern müßte. 

(Abg. H ertel: Richtig. - Abg. Schuler: Nein, nein, 
stimmt nicht.) 

\\'cnn dem aber so ist. meine Damen und Herren, 
w nvon Sie s ich täglich überzeugen können, dann soll
ten wir in Mainz Bonn den Vortritt lassen und uns 
etwas im zweiten Glied hinter dem Vordermann ver
stecken. Dieser Haushalt nämlich, der uns hier prä
sentiert wird, unter dem Gesichtspunkt der innenpoll
ti;;chen Auseinandersetzung an der Saar gesehen, ist 
nichts anderes als ein Argument für die Argumentation 
des Herrn H...,ffma nn. Die Saar selbst hat eine wesent
lich bessere, eine wPsentlich aktivere Bilanz. Und die
sem Saarland eine Verbindung mit unserem Land in 
seiner heutigen Gestalt und mit seinem derzeitigen 
finanziel11m Leistungsvermögen vorzuschlagen, heißt 
der Saar zumuten. unser Land zu sanieren. unser Land 
auf Kosten der Saa r saniert zu sehen. Ich glaube wirk
lich. meine Damen und Herren, wir sollten für unsere 
Sympathiekundgebungen für die Saar andere Formen 
und glücklichere Formeln finden. 

(Abg. Schlick: Setzen Sie sich dafür ein mit 
Iqrer Sache.) 

'Nir wünschen, meine Damen und Herren, um es im
mer wieder klar zu sagen. um den „Zweckverband'' 
meines Parte ifreundes Hertel zu inkrpretieren, wir , 1 

würn;dwn in de r Länderfrage ganz einfach so im 
sechsten. siebten Jahre nach dem Kriegsende eine 
demokratisch-deutsche, statt einer diplomatisch-strate
gischen Fremdlösung. Denn vom Standpunkt des Bür
gen; von Rheinland-Pfalz betrachtet, ist jede andere 
Lösung beiiser als die gegenwärtige. Sie ist der einzige 
AuRweg, ihm zu einem höheren Lebensstandard z1.1 
verhelfen, als er ihm in diesem Zwischenreich geboten 
werden kann. Wir ~ind hier Treuhänder für etwas Ver
nünftigf'res, was nach uns kommt; der Landtag und die 
RE'gienrng f<i,nd es - und ich würde mich nicht zlllet:zt 
selbst desavouieren, wenn ich nicht' betonen würde, daß 
alle Bete iligten im Lande jederzeit bemüht wai·en. die-
ses Intermezzo füt· die beh'offene Bevölkerung mög
lichs t e rträglich zu gest alten. 

Und id1 verstehe deshalb nicht ganz die mimosen
hafte Empf indlichkeit einiger Leute, wenn· wir von Zeit 
zu Zeit das Bedürfnis haben, uns über unsere Ent
s tehung, unseren Sta mmbaum sozusa~en - oder auch 
unseren fehlenden Stammbaum. wenn Sie wollen -
wieder e inmal in 11. ller Gemütlichkeit auszuspreochen. F.s 
is t nod1 nie mals behauptet wm·den, daß ein Deutscher 
oder gar ein Mitg lied dieses Hauses an diesem Malheur 
von Land schuld oder mitschuldig sei. 

Wir sind uni' cio<'h, meine Damen und Herren, im 
Kern der Sache einig. Die Differenz Hegt ]Prliglich in 
dem Tempo der Liquidation, , liegt doc:h g;mz allein 
darin, daß S ie die Dinge mehr an sich hel'ankommen 
lassen wollen, während wir den Neuordnungsproo:cl~ 
beschleunigt St>hen müchten im lntet·esse einer Bevöl
kerung, die nichts zu verlieren und nur zu gewinnen 
hat. Man ka nn nämlich unter Umständen leicht zwan
z ig .Jahre Länderreform spielen, wenn man es darauf 
anlegt. Man braucht z. B. nur darauf warten zu wol
len - das ist das Argum„nt, auf -das wir von der Ge
genstite warten -, bis H err Pieck und Hen Grotewohl 
aud1 ihnm Teil fre iwillig in die Verteilungi;masse ein
bringen. 

Wir ~ ind cies h;:ilb der Meinung, und stctier mit uns 
die übcrgrnße Mehrzahl de r Bevölkerung, daß die 
einzige Aufgabe dieses Landes seine Selbstaufgarn. und 
die einzige Mission nur seine Demission sein kann. 

(Sehr gLtt! bei der SPD.) 

Wh' möchten nicht, daß hier lebensunwe 1'tes Leben 
konserviert wird. und wir- möchten auch nicht. wir. als 
zwar nicht ungelernte, aber doch als Gelegenheitsföde
rali::iten~ daß in Deutschland länger als notwendig ein 
bresthafte!' Födernlismus exerziert wird. Wir möchten 
ein System starker Länder in einem starken Bund. 
Denken Sie doch bitte von Zeit zu Zeit etwas an die 
Jugtnd, an die Jugend, auf die sich in d,er Os tzone sehr 
kluger- oder teuflischerweise, wie Sie wollen, alles 
s taatliche politische Denken und Handeln z.u konzen
triHen beginnt. Dort ist eine Gesellschaft im Werden, 
in der Staat und St<latsidee im \vesentlichen von einer 
Jugendorganisation getragen werden. 

Die de1.1,tsche Jugend hat slt'h generationenlang am 
Glauben an das Reich entzündet. Der Traum von so 
etwas wie einem Reich ist in der heutigen .Jugend noch 
lange nicht erstorben. Geben Sie ihm möglichst bald 
eine Form, die Respekt e1·heischt. und Verehrung er
möglid1t, setzen Sie etwas an die Stelle der alten . 
Reichsidee, das begeistert und an das sich ghmbcn läßt. 
Nur dann werden Sie die deutsche .JugE>n<I hal::ien. Und 
nur .mit der Jugend wcrdPn Sie Deutschland hatx>n 
und werden Deutschland deutsch haben. 

(StarkeT Beifall bPi der SPD.) 

Prlsldent Wolters: 

Meine Damen und Herren! Das Wort hat der Abge
o~·dnd~ Eberhard von der Fraktio11 de r FDP. 

Abg. Eberhard: 

Meine sehr verehrten Damt!n und Herren! kh habe 
von den Au~rührnngL'll de:,; Redners der Opposition mit 
großem Interesse Kenntnis genommen. Ich freue mich 
insbesondere, daß er sich st<ll'k bemüht hat, eine sach
liche Kritilc zu üben. kh habe aus den Ausführungen 
au.eh die Aurfassung ~ewonnen, dal.l er aus der Erkennt
nis dei: Vt!r~angenheil sehr reich gesc.:höprt hat und aus 
dieser Erwä glmg heraus als Leitmotiv seinel' Ausfüh
rungen aufgestellt hat: »Was Du nicht willst. das man 
Dir tut, das füg~ auch keinem anderen zu·• . 

tSehr richtig ! bei den RegiE' rung!'pa rteien .) 

Wenn kh Journalist wäre und hätte übc-t· die Aus
führungen des Oppositionsredm•rs Bericht zu geben, so 
w üruc. ic,h ::iehr wt1h1·sc:heinlil.!l1 dielien me inen Bericht 
übcrs d1refüt·n: &1·kenntnisse am andere n Morgen. 

(Heiterkeit bei den Regierungspa rteie n.) 

Ich bedu'uere nur, daß gerade der Kollege Dr. Hoff
mann eigentlich diese Erkenntnisse, die er uns hier 
zum Vortrag ~ebracht hat. nicht in dem Maße verwi rk 
lichen kann, wie er das zweifello~ von den Jetzigen RE>
,gierungsparteien erwartet. Ich hoffe und wünschP. 
daß - soweit seine Kritik sal.!l1lich war und soweit 
wir sie gutheißen können - die~e Erkenntnisse von der 
jetZ'igen Regierung„auch verwirkJ.icht werden. Darüber 
sind wir uns, glaube ich, alle zusammen einig. 

Ich darf vorweg zu einigen Punkten des H e rrn K ollP
gen Dr. Hoffmann Stellung nehmen, und zw ar sprach er 
von tlMn Wtirisch eintt kommunalpolitischen Leistun l{s
bilanz. die ihn im be!':ondPrPn intPrPc:<:iPrPn wiirde. MeinP 
D11men und H<'n-Pn, auch mich - und !'kh„dich nuch ein 
G roßteil von Ihnen - würde eine kommun~lpoliti;;che 
Leistungsbilanz zweifellos stark interessie ren. Viel
leicht läßt skh lier Wunsch des Oppositioni;rcdners ver
wirklichen. 

Zu <il'r Frage des Stellungswechsels der FDP führte 
Herr Dr. Hoffmann aus. daß wir quas i für die Beset
zung von St<>ll<"n und Beamtenpo~ ten zu spät ~ekommen 
sind. Meine Damen und He!'l'en, wir wissen dies und 
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\ 
mißgönnen es Ihnen als Qppositionspartei nicht, ·wenn 
Sie eine Vlebahl Ihrer Parteifreunde in Stellungen des 
Staates hineingebracht haben, allerdin.gs mit der Ein
schränkung, daß es sich nur um Stelleninhaber haJ:Welt, 
die ltra!t ihrer Leistungen, kraft ihres Könnens und ; 
kra!t ihl'er entsprechenden Vorbildung auch die geeig- .

1

1 

neten Persönlichkeiten waren, um in diese Beamten
stellungen hineinzukommen. Wir gl~Üben uns jedoch ! 
frei von einer Krankheit, daß wir eo ipso lediglich 
unsere Parteifreunde da oder dort unterbringen wollen. · 
Wir haben nur das ehrliche Bestreben, alle Staatsstellen 
mit gut durchgebildeten, fachkundigen Beamten zu be
setzen. Und so\\leit wir in der Lage sind, aus unserem 
Reservoir zu schöpfen, werden wir selbstverständlich 
bestrebt sein, - das geben wir offen zu und dafür wer
den Sie Verständnis haben -, daß auch unsere Partei
freunde, sofern freie Stellen/ vorhanden sind, endlich 
einmal in die Stellen hineinkommen, in die sie hinein
gehören und au! die sie auf Gru.nd ihrer Vorbildung 
und ihres Könnens auch Anspruch haben. Dies zunächst ·t 
im voraus: Ich ~erde auf einige Punkte aus der Rede des j 
Herrn Dr. Hoffmann im Laufe meiner , Ausführungen 1 

noch zu sprechen kommen. Die FDP-Fraktion hat mit 
besonderem Verständnis davon Kenntnis · genommen, 
daß der Finanzminister sich für eine Verwaltungsreform 
einsetzt. Sie alle hier im Hause, meine Damen und 
Herren, wissen, daß die Frage der Verwaltungsreform 
seit langer Zeit gerade von der Fraktion der FDP immer 
wieder in den Vordergrund gerückt worden ist. Wir sind 
uns dabei im klaren, daß die Verwaltungsreform zwar 
Einsparungen bringt, aber die Einsparungen werden 
keine wesentliche Minderung der Ausgaben im Gefolge 

'haben. Insbesondere .werden derartige Einsparungen 
das Defizit von rund 100 Millionen DM nicht wesentlich 
mindern können. Trotzdem sind wir aber der Auffas
sung, daß die Verwaltungsreform endlich einmal zur 
Tat werden muß, und wir richten ~n die jetzige Lan
desregleruni die ernsthafte Bitte, die entsprechenden 
Schritte in die Wege zu leiten. Hi.er stimmen wir mit 
Herrn Dr. Hof(mann Uberein: Man kann, insbesondere 
wenn man sich einen Rückblick in die Vergangenheit 
gestattet. den Mut und den Glauben an die Verwirk
lichung der Verwaltungsreform verlieren. Wir Freien 
Demokra ten haben nun erstmals Gele'genheit, maßgeb
lich in der Regierung. mitzuwirken oder an maßgeb
lichen Stellen tätig zu sein. Wir haben auch das ernste 
und autrichtlge Bestreben, die Verwaltungsreform, so 
wie wir sie sehen, wirklich durchzusetzen, wobei wir 
uns zwei!ellos darüber im klaren sind, daß das nicht 
von heute auf tnorgen geschehen kann, denn das, was 
in Jahren der Vergangenheit versäumt worden ist, kann 
nicht innerhalb von Wochen oder Monaten aufgeholt 
werden. Dazu wird es einer Reihe von Jahren bedürfen. 

'Ober die Frage, ' dte gerade von der FDP mit beson
derem Nachdruck vertreten wird, hat allerdings der 
Herr F inanzminister in seiner Etatrede nichts gesagt. 
Es ist die Frage der Errichtung einer Bundes!inanz- · 
verwaltung. Wir haben Verständnis dafür, daß ein 
Landesfinanzminister sich bei diesem Thema zurück-· 
qält, .aber wir halten es für so bedeutungsvoll, daß wir 
glauben, daß hier \iber diese F.rage gesprochen we'rd~n 
muß. Wenn hier der Redner der . OpposÜlon im ein
zelnen gesagt hat, daß wir einen stummen Finanzaus
gleich der Länder über den Bund haben und er einen 
Vergleich mit dem Autobesitzer angestellt hat, der 
nach Zahlung der sonstigen Kosten, die das Auto mit 
sich bringt, .kein Geld mehr hat, wn Benzin zu ~ufen, 
also praktisch von seinem Auto nichts hat, und wenn 
Herr Dr. Hoffmann weiter von einem Defizit gespro
chen hat, das nach den. Leistungen des Landes bemes-

- sen werden muß,· geben wfr ihm h ier vollkommen 
recht. Und vielleicht ist gerade da~. was ich Ihnen jetzt 

• , ,1Ll ' i ,,, • ' .,. · 1 
1 1 '" 1 

\~'I " ' 1 ' • J\11~1 1.; 1 1, I '. • , 11 I o.tl , rl 1 • 11 'I ,'~ l l 1 

sage, meY1e Dame.Q und Herren, dazu geeign<=t, um 
hier f!ine tatkräftige Abhilfe zu schaffen. Wir sind 
überzeugt, daß nur eine einheitliche Bundesfinanz
v~altung eine gleichmäßige Anwendung der Steuer
gesetze sicherstellen kann. Die steue rstarken Länder 
können ihrer Wirtschaft gegenüber stärker von den 
Erme5sensmöglichkelten der Steuergesetzgebung Ge
brauch machen, als steuerschwache Länder das können. 
Die steuer8Ch.wachen Länder sind außerdem g~zwun
gen, auch den letzten Steuergroschen aus den Taschen 
der Steuerzahler herauszuholen, weil s ie diesen drin
gend nötig haben zur Deckung ihrer eigenen Aus
gaben. Der Länderfinanzausgleich, für unser Land 
eine ausgesprochene Lebensnotwendigkeit, hat fü r 
Q.ie finanz- und w.i.rtschaftsstarken Länder be
s timmt nichts Verlockendes. Die ihnen drohende Lei
stungsverpflichtung an die finanz- und wirtscha!ts
schwachen Läl)der ist für die steuerstarken Länder 
bestimmt kein Grund, ihre Einnahmemöglichkeiten 
restlos , auszuschöpfen. Und hier möchte ich einflechten, 
daß die Erfahmngen der letzten Monate insbesondere 
gezeigt haben, daß gerade die finan:z.starken Länder 
sehr gern. und in großherzigster Weise bereit sind, ihren 
Steuerpftichtigen Steuerstundung. Steuererlasse und 
dergleichen im Rahme n der Rechtslage zu gewähren. 
Zu diesem weitgehenden Entgegenkommen, meine 
Damen und Herren, ist ein finanzschwaches Land lei
der nicht in der Lage. Deshalb möchte ich hier an un
sere Landesregienmg und insbesondere an den Herrn 
Finanzminister die Bitte richten, den Steuerpfii'chtigen 
des Landes Rheinland:-P!alz tatkräftigst zu helfen, das 
heißt dort, wo Not vorhander. und Hilfe notwendig Ist, 
ihnen unter die Arme zu greifen, und von den Mög
lichkeiten, die die Steuergesetze in bezug auf Ermes
sensfragen geben, weitestgehend Gebrauch zu machen. 
Wenn man Umschau hält im Lande, dann muß man 
feststellen·, daß - mitunter die Steuereinholungen und 
Steuerbeitreibupgen mit einer Rücksichtslosigke it er
folgen, die kaum noch zu überbieten ist. Wir alle wis
sen, daß Steuern zu zahlen sind und daß das Land Geld 
braucht, aber wir wis~en auch, daß gerade die Steuer
veranlagung in der D-Mark-Zeit sehr star)< nachhinkt 
und hier ist ein gewichtiges Wor t daruber zu sprechen. 
Es soll dies kein Vorwurf sein, man karin diesen Vor 
wurf der Landesregierung nicht machen, auc..il nicht 
dem Herrn Finanzminister, sondern ich will damit n ur 
die wahren Verhältnisse kennze{Chnen, wie s ie liegen. 
Die Steuerveranlagung für das zweite Halbjahr 1948149 
ist erst. in den letzten Monaten durchgeführt worden. 
Hauptsächlich die Landwirte und die Winzer haben 
mit erheblichen Steuernachleistungen, das heißt m it 
erheblichen Steuerabllchlußzahlungen, zu rechnen. Zur 
Zahlung dieser Beträge sind sie zum größten Teil -
dies gilt a uch sinngemäß für das Gewerbe und zum 
Teil für die Industr ie - nicht in de1· Lage, und zwar 
deshalb nicht in der Lage, weil sie mit derartig hohen 
Steuemachzahlungen für die Vergangenheit nicht rech
nen Konnten und meist auch· nicht gerechnet haben. 
Sie haben zum Teil notwendige El'satzbescha!fungen 
und dergleichen, notwendige Bet riebsinvestitionen , 
durchgeführt, und nun sollen sie In ~iner Zeit der 
schwersten Kreditrestriktionen diese Nachzahlungen 
leisten, ZU denen sie absolut nicht in der Lage sind. Hier 
habe ich die dringende Bitte an den Herrn Finanz
mi.nlster, daß in solche~ Fällen, wo nachweisbar fest
steht, daß die Gelder mit dem besten Willen nicht auf
zubringen sind, größte Nachsicht im Rahmen der Mög
lichkeiten, die die Steuergesetzgebung bietet, geübt 
wird. Ich dar! in d iesem Zusammenhang auch auf die 
gesunkene Steuermoral zu sprechen kommen und hie r 
an die Landes1·egierung und wieder auch einmal an den 
Herrn Finanzmin ister die dringende Bitte richten, beim 
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Bundesgesetzgeber skh dafür stark zu machen, daß, 
wenn man schon vom Steuerzahl~fr Steuermoral ver
lc.ngt, man auch Gesetze schafft, dit nid;t die Steuer
rnonll ztim Absinken bringen. Es ,i~t doch tatsächlich so, 
meine Damen •.1nd Herren, daß heute ein Großteil von 
Steuerhinterziehern nicht Steuer hinterzieht, weil er 
Lust am Steuerhinterzic:>hen hat, sondern weil ihn der 
nackte Selbsterhaltungstrieb einfach dazu zwingt. Hier 
ist es Aufgabe der Landesregierung und insbesondere 
Ihre Aufgabe, Herr ~'inanz:minister Dr. Nowack, beim 
Rund nach der Richtung zu wirken, daU wir tmdlich 
dntn«l iu einet· Ste11ergesetzgebung kommen, die zum 
Endziel hat. die Steuermoral zu heb'"n. Denn nur durcll 
die Hebung der Steuermoral werden wir auL:h wieder 
7:\\ gesunden wirtsrhaft!ichen Verhältnissen kommen. 
E~ geht auch nicht an, daß man durch übertriebene 
und überspitzte Auslegung von Steuergesetzen den 
Steuerzahler, der ja unter der Bürde der Steuerlast 
geradP7.ll zusammenbricht. weiterhin in die Unmoral 
treibt. Es muß auch endlich in cteT Bundesgesetzgebung 
die E1·kcnntnis Platz: greifen, daß man nicht durch Er
höhung der Steuern die Einnahmen erhöhen kann, 
rnndern wir in der Freien Demokratischen Partei ver
h'P1 Pn rlii-> Aul;faswng, daß man endlich einmal zu ver
nünftigi>n SIPt1Prn knmmPn muß. die dem Steuer
pllichtigen die Freude an der Arbeit nicht verderben 
und ihm die Freude an de1· Arbeit nicht nehmen, ihn 
quasi norh <lafür bestrafen. daß er tieißig un.d redlich 
sein Geld verdient. Das muß in diesem Zusammenhang 
(-.-inmal ausgeführt wer<:len. und ich hab<' hier nochmals 
die dringende Bitte an die Landesregierung, sich hier
für im Bund stark zu machen, denn das wird im be
~onderen geeignet sein, da<> Ansehen der Bundesregie
rung. das Leider sehr stark gesunken ist, wieder zu 
hel.>t!n und im Volke den Glauben wieder wachzu
rufen, daß wir doch noch von Männern regiert werden, 
die Verständnis für die Belange der breiten Masse und 
Insbesondere der sieuerzahienden Be_voikerung haben. 

Mein Kollege Dr. Hoffmann hat. auch bezüglich des Fi
nam:ausgleiches an die Gemeinden und Kreise, das 
heißt also an die Gebietskörpcrscpaften, warme Worte 
gefunden. Ich für meine Person möchte mich die
sen AusfühnmgPn vollinhaltlich anschließen und sie 
noch dahin ergänzen, daß das Verlangen der Gemein
den bzw. der Gebietskörperschaften ein durchaus be
rechtigtes ist. Ich darf an die moraliscll-red1lliche Ver
pflichtung -erinnern. Die Gemeinden hatten ursprüng
lich das- Hecht, einen Zrn•chlag zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zu erh„ben. Dieses Recht hat man 
ihnen genommen. Man hat dann später die Bürger
steuer eingeführt, man hat dann die Bürgersteuer in 
die EinkommensteueL' eingebaut mit der ausdrücklichen 
Zusage, daß die Gemeinden dafür vollen El'salz be
kommen. Wenn nun leider das Land den Gebietskör
perschal'.ten nicht das Recht zukommen lassen kann, 
worauf sie Anspruch haben, so sind zweifellos unsere 
tinam:iellen Verhältnisse daran schuld. Aber eines darf 
ich erwarten, daß die Regierung und imLe~ondere der 
Herr Finanzminister in Zukunft dafür sorgt, daß von 
dem Jahres-Soll, das jetzt im neuen Haushaltsplan mit 
30 Millionen festgesetzt worden ist, tatsächlich jeden 
Monat ein Zwölftel den Gemeinden auch zufließt; das 
soll allerdings nicht heißen, daß nun in jedem Monat 
genau ein Zwölftel gezahlt wird, aber innerhalb von 
drei Monaten müssen mindestens die drei Zwölftel ge
L€·istet werden, damit die Gemeinden wissen, wil' ha
btn mit dieser Einnahme zu rechnen, und sie ent
sprechend disponieren können. Dann wird auch inner
halb der Gemeinden und der Gebietskörperschaften 
eine gewisse Befriedigung nach dieser Richtung ein
treten. weil sie ja dann auch den Glauben haben. daß 
diese 30 Millionen nicht nur auf dem P<Jpier stehen, 
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sonde,rn, daß sie ihnen wirkllch zufließen, und zwar 
pedodi'!ich und termingemäl~. 

Mit besonderer Freude haben wir davon Kenntnis 
genommen. daß die Landesreeierung und in~be~ondere 
der Herr Finanzminister füi· die Folge bestrebt sind 
und dana<'h tra<'hten wollen. daß der Haushaltsplan 
mit BPginn de~ neuen Recnnung-.jahres bereits aufge
stellt ist. Dazu, meine D~m.-n und Herren. müssen wir 
endtich kommen, wenn wir eine geregelte Verwaltung 
und eine geregelte Finanzwirtschaft haben wollen. So. 
wie es In der Vergangenheit war, darf es in Zukunft 
nicht mehr sein, und ich würde es begrüßen und habe 
auch den Glauhen ··an unseren Finant,m!ni~h'r, daß er 
das für ciie Folge verwirklichen wird. 

Insgesamt darf ich abschließend sagen, daB wir von 
den Ausführungen des Finanzministers, die er uns ge-. 
stern gegeben hat, im großen und ganien vollinhalt
lich beeindruckt sind und daß wir ihm das Vertrauen 

JSchenken, daß er das, was er hier zum Ausd;uck ge
bracht hat, auch in seiner zukünftigen Tätigkeit aus
führen wird. 

(Beifall bei den Regierungspm·teien.) 

Ptäsldent \\'oltets: 

Meine Damen und Herren! Das Wort hat der Ab
geordnete der CDU, Dr. Boden. 

Abg. Dt. Boden: 

Meine Damen und Herrenl Ich habe nicht die Absicht. 
gegenüber den vielgestaltigen Ausführungen, die der 
Herr Finan7.mlnister gestern zur Einführung d<'s Etats 
hier vorgetragen hat, und der nicht mindPr umfangrei
chen _Ausführungen, die mein verehrter Herr Kollege 
Dr. Hoffrpann soeben hier vor dem Hohen Hause ge
macht hat, mich In Eim:E"lheiten des Etats zu verlieren. 
Denn einm~l habe iL:h bisher, ehrlich gesagt, überhauµl 
noch keine Gelegenheit gehabt, einen Blick in die Ein
zelhaushalte hineinzuwerfen. Zweitens werden wir ja 
bei der Etatberatung im Haushalls- und Finanzausschuß 
und den Beratungen im Plenum Gelegenheit genug ha
ben, zu Einzelheiten Stellung zu nehmen. Und drittens 
bin Ich der Auffassung, daß die Generaldebatte gelegent
lich der Einführung des Haushalts Jahr für Jahr den 
Parteien die Gelegenhelt gel1en soll, Wünsche, Klagen 
und Bf'schwerden ::11lgemP[ner Art ill'"' ;ilJPn Sparten des 
politi.sctlen· Lebens und Seins zum Vortrag zu bringen. 

Il:h werde mich daher auf einige mir besonders aktuell 
erschPtnende Fragen aus der gestrigen Hede des Herrn 
Finani;ministers beschränken und noc!'. eiii.ige Bemer
kungen zu den Ausfüh1·ungen des Het'rn Kollegen Dr. 
Hor!rnRnn anfüg0n. 

Meine Damen und Renen! Der Herr Finanzminister 

1 hat uns beim Vortrag des Haushaltsabschlusses, so wie 
er uns jetzt vorliegt, dir;: Summe der Einnahmen mit 
460 Millionen, die der Ausgaben mit 554,5 Millionen und 
demgemäß das Defizit mit 94,5 Millionen angegeben. Bei 
den. Einnahmen ist hel'vorzuhebcn, daß sie in der Haupt
sache auf Schätzungen beruhen, Schätzungen, die hin
gichtlich der Höhe der Lohn-, der Einkommen- und 
der Körperschaftsteuer auch von beträd\tlicher Höhe 
sind. kh glaube sagen zu können, daß diese Schätzun
gen als richtig anerkannt werden können. Ich glaube 
sogar, sie sind sehr vorsichtig; aber das lobe ich. 

Es bleibt allerdings auch zu erwähnen, daß eine ge
wisse Reserve nicht unbeträchtlicher Höhe dem Herrn 
Finanzminister im Laufe dieses Jahres hoffentlich end
gültig zufließen wird, nämlich dl~rch die Einziehung der 
Rückstände, die wir aus den Eink~mmensteue1·n aus 
dem zweiten Halbjahr 1948 und auch noch aus 1949 
haben, Rückstände, die eben auf die späte Durchführnng 
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der Veranlagung zurückzuführen sind. Im Haushalts
und Finanzausschuß ist diese Summe vor einiger. Zeit 
noch vom Finanzministerium auf etwa 20 bis 25 Millio
nen angegeben worden. 

(Abg. Kuhn: Sie sind optimistisch!) 

Nun, meine Damen und Herren, hat der Herr Finanz
minister bei seiner Vermögensaufstellung - wenn ich 
mich so in Abkürzung der Ausführungen des Herrn Kol
legen Dr. Hoffmann ausdrücken darf - mit Recht darauf 
hingewiesen, daß In unseren Vermögenswerten etwa ein 
BetI'ag von 115 Millionen anzusetzen ist, der aus den 
Bauten von Schulen, Kirchen, öffentlichen Gebäuden, 
Straßen, Brücken usw. seit der Währungsreform im 
Lande Rheinland-Pfalz erstellt worden ist. Er hat wei
ter die Schulden nach dem gegenwärtigen Stand auf 
insgesamt 107 Millionen angegeben. Daß diese Schulden
höhe für das Land nicht als übermäßig 'betrachtet wer
den kann, das habe ich schon vor einigen Wochen von 
d ieser Stelle aus zum Ausdruck gebracht. Ich freue mich, 
feststellen zu können, daß heute auch der Herr Kollege 
Dr. Hoffmann diese .Schuldenhöhe ausdrücklich als er-\ 
träglich bezeichnet .hat. Aber bei dieser Gelegenheit hat 
der Herr Kollege Dr. Hoffmann, wie schon so oft, ge
glaubt, auch wieder auf die.Existenzunfähigkeit des Lan
des nachdrücklichst hinweisen zu müssen. 

(Abg. Die!: I;eider!) 

Wenn er in Verbindung damit auch das Saarproblem 
angeschnitten hat, dann möchte ich vorab dazu ein kur
zes Wort sagen. kh kann mich kurz fassen, weil die 
Ausführungen des Herrn ,Kollegen Dr. Hoffmann inhalt
lich etwa dasselbe waren, was wir vor einigen Wochen 
hier von dem verehrten Herrn Kollegen Hertel gehört 
haben. (Abg. Diel: Richtig!) 

Ich habe Ihnen damals schon meinen Standpunkt von 
dieser Stelle aus klargemacht, und gegenüber der Wie- · 
derholung, die heute Herr Dr .. Hoffmann vorgebracht 
hat, möchte ich nur das e ine sagen: meine Kenntnis vpn 
der treudeuts1:hen Einstellung der Saarländer gibt mir 
die Gewißheit, daß sie das Problem der Zugehörigkeit 
oder Nichtzugehörigkeit zur Bundesrepublik nicht von 
geschäftlichen oder finanziellen Erwägungen abhängig 
machen. · 

(Starker Beifall bei den Regierungsparteien.} 

In Wit'klichkeit üborwiegen
1 
ideelle Gesichtspunkte. 

(Weiterer brausender Beifall bei der CDU und der 
FDP - Abg. Diel: Und nationale!) 

Nun hat der Kollege Dr. Ho!fmfnn ein großes Zahlen
heer unter Eingehen auf die Finanzertr:ägnisse der Lan
desteile, die heute unseren Staat bilden, aus dem Jahre 
1937.vorgetragen. Ich bin nicht in der Lage, diese Ziffern 
sofort nachzuprüfen, und unterstelle daher, daß sie rich
tig sind. Aber ich glaube sagen zu .können, daß sie in 
der Zielrichtung dessen, was Herr Dr. Hoffmann damit 
zum Ausdruck bringen will, nicht als ausreichend an
gesehen werden können. 

(Seht• richtig! bei der CDU.) 

Ich wil! Ihnen auch den Beweis bringen. Ich glaube, 
es sind viele unter Ihnen, die aus ihrer Tätigkeit in der 
Kommunalverwaltung die bet·ühmte Frage der Zer
legung der Gewerbesteuer auf die Wohnsitzgemeinden 
und die Betriebsgemeinden kennen. Etwas Ähnliches, 
aber leider für die Betriebsgemeinden längst nicht so 
günstiges sind die Körperschaftsteuern. Und bier kann 
ich Ihnen aus meiner 14jährigen Tätigkeit als Landrat 
des Kreises Altenkirchen sagen: Altenkirchen ist der 
industrierelchste Kreis des Bezirkes Koblenz, nicht dem 
Umfange der Industrie nach, sondern durch die Schwer
industrie, die dort im Siegerländer Eisenet·zbergbau, 
Walzwerken usw. vorhanden ist. Diese Betriebe waren . ' 

durchweg Konzernbetriebe. Infolgedessen sind hundert
ta\lsende Mark von Körperschaftsteuern uns verloren
gegangen, weil sie durchweg an das Industriezentrum 
Düsseldorf und Essen - ich nenne Krupp, die Vereinigten 
Stahlwerke, Thyssen und den Bochumer Verein - abge
führt werden mußten. Das macht aber gerade, wenn 
man das zugrunde legt, was Herr Dr. Hof!mann mit 
Recht hervorgehoben hat, daß ·wir nämlic.tl mit unset'en 
kleinbäuerlichen Betrieben ein absolut - in der Mehr
heit der Bevölkerung gesehen - steuersc:hwacht>s Land 
sind, außerordentlich viel aus, weil dort ein einziger 
Betrieb ,durch die Abführung der Körpcrschaftsteucr 
mehr Verlust bringt, als Tausende von Kleinbauern wie-
der gutmbchen können. • 

Ich möchte gegenüber den Ausführungen des Herrn 
Kolfegen Dr. Hoffmann auf zwei Momente aufmerksam 
machen. Ich habe Ihnen eben gesagt, daß der Herr 
Finanzminister gestern die Erhöhung unserer Vermö
genswerte mit 115 Millionen angesetzt h at. Ich bl' tlme 
ausdrücklich „Erhöhung", weil ich heute morgen in einer 

„ Zeitung eine Darstellung gelesen habe, · als ob die 115 
Millionen die Totalität unseres Vermögens seien. Das ist 
natürlich ein Irrtum; es handelt sich nur um die Ver
größerung seit Mi~e 1948; also: diese 115 Millionen sind 
aus den ordentlichen Haushaltsplänen dieser .Jahre er
wachsen, das bedeutet, wenn wh· eine großzügige Ver
teilung vornehmen, daß' etwa im Halbjahr 1948 25, im 
Jahre 1949 und 1950 je 45 Millionen aus laufenden Mit
teln für Investitionen angelegt worden sind. 

Wenn ich nun bei einer gesunden Kommunalwirt
scha!~ die Finanzwirtsc:ha!t mir ins Gedächtnis zurück
rufe und davon ausgehe, daß in früheren Jaht'en nie
mand daran dachtf, diese 115 Millionen auf einem an
deren Weg als durch Kreditbeschaffung aufaubt'ingen, 
dann ergibt sich, daß aus diesen 115 Millionen bei der 
Abwicklung der in diesen Jahren ordnungsgemäß in 
Erscheinung tretenden Defizite noch ein Mehr an Ein
nahmen herauskommen würde; denn im Jahn.! 1949 
stand noch ungefähr als feststehend ein Defizit von 
28 Millionen diesen 45 Millionen entgegen, und das 
würde mehr als ausreichen, um das vermutliche Defizit 
von 1950 zuzüglich de( in dem Jahre mit 45 Millionen 
berücksichtigten Ertragsanteile auszugleichen. Mehr 
als das! 

Ein anderes, meine Damen und Herren. das ich Sie 
einmal zu berücksichtigen bitte, weil ich damit eine 
Begründung meines Optimismus über eine allmähliche 
Besserstellung des Landes in finanzieller Hinsicht 
glaube geben zu können. Es ist schon zu wiederholten 
Malen, heute morgen altch vom Herrn Kollegen Dr. 
Hoffmann, hier zum Ausdruck gebracht worden, daß 
die besonderen Verhältnisse, die aus dem let;:ten Welt
krieg für unser Land - rocht· als füt' jedes andere Land 
- entstanden sind, zu einem Rückssfllag unserer Wirt- ' 
schaftserträgnisse, im ganzen gesehen, geführt haben. 
Es ist weiter immer wieder betont worden, daß durch 
die Maßnahmen wirtschaftlicher Natur der franzö
sischen Militärregierung,' z. B. das lange Zögern der 
Baumaterialienfreigabe usw„ das Land sehr in Rück
stand gekommen ist. Diese Verhältnisse haben sich in 
den letzten Monaten, man kann schon sagen, übers 
Jahr im Lande Rheinland-Pfalz wesentlich gebessert. 
Aus meiner amtlichen Tätigkeit kann ich Ihnen einen 
Beweis erbringen, der auch hier meine These hundert
prozentig unterstützt. 

Sie wissen, wie die - sagen wir mal - verschwende
rischen Einfuhren nach der Freigabe im Herbst 1950 
zu einer Devisenkrise geführt haben, und daß in dieser 
Zeit die Ausfuhrerträgnisse hinter den Ein!uhrerträg-· 
hissen füt' das ganze Bundesgebiet immer mehr zurück-
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gingen. In Rheinland-Pfalz ist es umgP.kehrt . gewesen! 
Wir haben sowohl im Januar wie im FPbruar dieses 
Jahres. soviel mir bekannt ist, als einziges Land der 
Ilundesrepublik einen Ausfuhrüberschuß behaltt>n. 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich auch mit 
einigen Worten auf die Frage des sogenannten Wirt
schaftsplanes eingehen, mit dem sich der Herr Kollege 
Dr. Hoffmann sehr eingehend befaßt hat. Er hat recht, 
wenn er aus der Tatsache, daß der Etat nicht ausge
glichen ist, die Folger ung zieht, daß dadurch der Land
l;ig seines vornehmsten Rechtes der Ausgabentiberprü
fung beraubt wfrd: ahl'r, meine Damen und Herren, 
1·ed1tlich ist es letzten Endes doch nichts anderes als eine 
Delegation eines Rechtes auf ein kleineres, fn der Ge
samtheit zum gleichen Gremium gehörendes Gremium. 
Ei> ist nicht mehr so, wie es einst war und wie auch der 
Hen Kollege Dr. Hoffmann - allerdings in einer gewis
l"Cn Zweifelhaftigkeit - anzunehmen glaubte, daß der 
H amhalts- und Finanzausschuß nur gutachtlich sich zu 
den monatlichen Wirtschaflsplär.en zu äußern hätte. Das 
is t abgeschafft seit dem Tage, wo der Wirtschaftsplan 
nicht mehr durch den Finanzminister, sondern erst nach 
Ü berprüfung durch die Landesregierung ttns vorgelegt 
'Nird. Und wir sind schon die.ienigen, die die endgülti
gen Ziffern festsetzen. Also ist auch der Erfolg der 
De le gation letzten Endes die Ausführung des gleichen 
Rechts durch einige von dem Vertrauen ihrer Partei 
ge tragenen Mitglieder des Hohen Hauses. 1 

Der Wirtschaftsplan wird ja nun, da wir keinen aus
geglichenen Haushaltsplan haben, beibehalten werden i 
müsst-n . Danach w ird die Durchführung dei:. Haushalts
wesl:!ns selbst unter dem heute in Erscheinung getrete- i 
nt'n Defizit genau so gestaltet wf>rden können, wie wir 1 
es bisher getan haben. Da im allgemeinen , soviel mir 1 

bekannt ist, die monatlichen Fe8tsetzungen untE'r sehr 1 

vors iehtiger Schätzung der Einnahmen und einer ge- 1 
nauen Aufteilung der Ausgaben erfolgt sind, haben wir 
bisher die Erscheinung gehabt, daß nach Abschluß des 1 

Monats durchweg mehr Einnahmen als Ausgaben ver- 1 
:.'.C' ichnet wurden. Was bedeutet das? Daß doch t atsäch- i 
lieh der Haushalts- und Finanzausschuß über jede Aus
gabe, die trotz des nicht ausgeglichenen Eta t!' gPlf>istl't 
w ird. verfügt. Damit ist das Recht des Landtages - icll 
will nicht sagen: total, aber doch in recht wesentlichem 
Umfange gewähdelstet. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Finanzminister 
u nd auch meine be iden Herren Vorredner habC'n sich 
auch mit der Verwaltungsreform beschäftigt. Der Herr 
F inanzminister hat 1wsgeführt, daß det" zur Aufstellung 
von Vorschlägen ein gesetzte Sondera11sQcht1ß :seine Ar
beiten vol'läufig abgeschlossen habe, aber das Ergebnis 
i;.t - das darf man wohl sagen -, soviel mir bekannt ist, 
a ls recht mäßig zu bezeichnen. Das soll kein Vorwurf 
<1n die Landesregierung oder gar an den Ausschuß sein, 
snnde1·n es ergitt !;id1 aus der Schwierigkeit df>r Matf>rie. 

W 0 · 1111 wir- Verw::ilt1mg~rPfnrm treiben wollen. dann 
b t e ines 7,1_1Pr .;;t notwe ndig: Abbau der Aufg11ben, und 
an zweit e1· Stf>lle Zu~ammensehluß von BehördE'n, 

(Abg. Diet: Sehr richtig!) 
\\Orauf der Herr Finanzminister auch eingehend einge
l'(angen ist. Wie steht es damit? Aufgabena bbau! Aus 
de r gestrigen RPd<" de~ Herrn Finam:minister~ möchte 
ich nur auf zwei Ziffern 0.ltfmerk1<Am mAch~n: einmal 
444 neue Stellen für Lehrer und die sogenannte Bereit
schaftspolizei - ich komme noch daraur zurück - und 
zweitens: wenn das so komplizierte Investitionspro
l(ramm oder - so können wir heute schon sa gen - Ge- · 
!'ctz bzgl. der einen Milliarde DM so durchgeführt wer
den soll. wie es zur St11nciE' ist - soviel ich unte r r ichtet 
bin, ist man noch immer bei der Umarbeitung/'-, dann · 
würde das für Rheinland-Pfalz die Eini;t<"lllmg von ·1ao 

bJi; 200 Arbeitskriiften h<>i den F inanzämtern bedeuten. 
Ja , meine Damen und Herren, das ist nur e in einziges 
Betsptel von gestern. Wir erleben seit .Tahren immer 
dasselbe. Es kann eben keine Re form bt>trieben werden, 
wenn nicht - und hier folge ich dem Herrn Kolle~en Dr. 
Ho.ffmann durchaus - dieser Glaube, will ich mich mal 
ausdrücken, der Staat müsse für iilles sorgen und alles in 
seine Hand nehmen, endlich abgeschafft wird. 

(Sehr richtJlg! bei der CDU.) 

Ich' kann' jedoch dem H er rn Kolif>gE'n ur.d Fin<inzm ini
ster Dr. Nowack nicht in allem fnlgen. 

Der Herr Finanzminister hat ge,:te rn zum Ausdruck 
gebras;ht, daß Kreise mit einer Einwohnerzahl unter 
60 000 bis 80 000 h(.'Ule keir.e Existenzberechtigung 
mehr hätten, sondern zusammengelegt w e rden müßten. 

Meine Damen und He rren! Aus meiner Kenntnis 
unserer rheinischen, inzwischen aber auch der hes 
sischen w1d der pfälzischen Verhältnisse muß ich schon 
sagen, daß eine derartige Vergr'Ößerung unserer klei

rnen Kreise in aen Ht>hengebie ten \'.fer Eifel, d~.> H uns
rücks, des Pfälzer Waldes und des Westerwaldes mei
nes Erachtens nicht ·du1·dlführbar ist. 

• (Sehr richtig! bei der CDU.) 

Dqs. läßt :;ich. in Talgebieten machen, und h ier ist 
vielleicht manches zu erreiche n. Aber ich w ar n e doch 
davor,' hier einen l'vhißs litb auf <.'ine bestimmte Z iffer 
a m:ulegen. 

(Zu ruf d('r FDP: D ie Zahl~n ; timmen a ud1 n id1t.) 

Nun glaube ich. ein Problem. d?.s bei jeder Ver
waltungsrefonn ab~r auch nl'\Chmal aufgegriffen wer
den müßte. das ist die Zusammenfas:::ung alle r Ver
waltung~iiuf~nben e11füllenden E inrichtungE'n in der so
genannten unteren Instanz. Meine DHmPn und H er
ren! Jrh denke an meine Referendaneit , rlie he ute 
40 Jahre zurückliegt. ' \Vlr a rbeiteten diimal!' nach 
einem bekannten Handbuch des Verwaltungs- und 
Staatsrechts von dem ehemaligen Regie1·ung;.prä~idE'n..: 
ten Hue de Grali:.. Ich glaub€-, e~ i~t a11cti h~ut~ noch 
:::ehr in den Händen unserer Verwaltun~!'anwi:i rter. 
Hue de Grnl:::, der, damal!! war E'S lx'rE'it:> di€' 6. od e r 7. 
Auflage, etwa Ende der 90er Jahre diese~ Buch hat 
erscheinen lnssen. hat immer Ul'\d immer ''v i<:-de r be
tont und durch eine Ent!!tehungsgeschi(•hte des preu
ßisch.en Staates bzw. der Staatsein rir.ttung in d~n M i
nisterien, darauf hingewiesen, wie gesund e s war, in 
der unteren Instanz der Städte und der Landk reise, 
alles, wa s Verwaltungsaufg.Rben 7 ll vPrsorge n , 7.U e r
füllen hatte. unter einer Spitze zusammcnztt fas~en . 

Und, meine Damen und Herren! Und diese Einl'ich
tung ist, das möchte ich betonen, unbedingt, was S par
samkeit anbelangt, fü r d nc Ver waltungsreform das 
Wesentlichste. Wir ~ i nd leider ::>chon in den ~Oer .Jah
ren dui·ch die er~! e G t·ü ndung de r sogenannten Spe
zialbeliöt·dcn auf dem Land dazu übC'rgcgirnge n, aus 
diet<em einen großen Komple x Ab.sond(' l'l • ng~n vor:zu
nehtn'en. D'as ·hat besonders aber dann in der Wei
marer Zeit' - ich ertnne1·e an die Errichtung d i;.r A r-

. bel~siimter und w::is e~ dam 9.ls -.!!-e~ gab - d azu ge
führt , daß wir ein~ Entblätterung dieser tota len Spitze 
bekamen, hat da.zu geführt, daß man s tatt. eine s 
Kopfes, der für den ganzen Kreis da war und alle 
Zweige der Verwaltun'g 7.ll lPitPn hatte, nun in ,iedem 
Kreis 5, 6 , 7 und noch mehr Kö pFP, ;il~o höhE'r bl'za h lte , 
wei.I b es,..coer vorgel>iJdetP, Leute e instellen mußte. Ich 
glaube. wenn wir da ein Zurück!<orllr::n1hen vorzuneh
men nn~ ent5>Chlleßen kl)rmten , w ürden docll E inspa
rungen in Erscheinung treten. die nicht unbeachtlich 
sind. 
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Und, meine Damen und Herren, das hat nämlich noch 
eine weitere Folge. Die spezialisierte Arbeit hat natür
lich auch zu" einer Intensivierung geführt, und diese 
Intensivierung hat es jedem einzelnen Staatsbürger in 
allen Bevölkerungsschichten, Wirtschaft, Industrie, 
Handel, Handwerk usw., auch Landwirt.sch.aft, immer 
mehr notwendig erscheinen lassen, daß er seine B~
rufsorganisa tion so aufba,ute, daß sie ihm namentlich 
in den komplizierten Angelegenheiten der Steuerver
waltung behilflich sein konnte. Seien wir mal ehrlich, 
metne sehr verehrten Herren, aus diesen Wirt.schafis
kt·eisen und aus den, Organisationen der Wirtschaft: 

• .ist bei Ihnen seit etwa 30 Jahren der Verwaltungs
apparat nicht auch aufgebläht worden und könn~e da 
nicht auch wesentlich gespart werden? Aber was das 

' Wichtigste ist, könnte daraus nichf" auch die Folgerung 
gezogen werden, ,daß man mit den ewigen Vorwürfen 
gegenüber den Beamten, Angestellten und Arbeitern 
im öffentlichen Dienste Schluß macht und sich mit 
Ihnen in gleiche Linie stellt, das heißt, was du nicht 
willst, das man dir tu, das füge auch keinem anderen 
zu? (Sehr xiichtig! bei der CDU.) 

Und nun, meine Damen und Herren, möchte ich 1~lit 
einigen Worten auf den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Land eingehen. Ich möchJe zunächst feststellen, 
daß unsere im vorigen Jahre hier wiederholt vorge
tragene Auffassung uber die dem Grundgesetz gegen
über verfassungswidrige Aufnahme der Interess':!n
quotc durch. den Bund inzwischen anerkannt worden 
Ist. Wir müssen nur mit Bedauern feststellen, daß 
dann die Auswirkung dieser Umänderung von Inter
essenquoten zu Artikel 108 des Grundgesetzes ·dazu 
gefühl't hat, daß der Beitrag des Landes Rheinland
Pfalz noch größer geworden ist, als er damals war. 
Und deshalb, meine Damen und Herren, möchte ich die 
Landesregierung bitten, \vie es e uc..'1 gestern der Herr 
Finanzminister von sich aus schon gesagt hat, daß 
unter allen Umständen versucht werden muß, die Er·· 
höhung der jetzt angebotenen Quote von 25 v. H. der 
in Betracht kommenden Einnahmen a u! 28 oder gar 
31,3 v. H. zu verhindern. Der- Herr Kollege Dr. HQ.ff
mann hat heute morgen ·mit vollem Recht eine Be
merkung gemacht über die besondere Betreuung von 
Schleswig-Holstein durch den Bund, das dadurch die 
Mögllchkeit hat, sich Mehrausgaben zu gestatten, wie 
es sie sonst und wie es sie im Verhältnis zu uns nicht 
tun könnte. Ja, meine Damen und Herren, ein großer 
Tell dieser Betreuung durch den Bund geht auch amt
!lch durch meine Hände in dem Zentral-Bankrat. Und 
ich muß sagen, diese besondere Bevorzugung einzelner 
Länder und die Zurücksetzung von Rheinland-Pfalz 
ist mir auch schon zu wiederholten Malen aufgefallen. 
Ich dar! erinnern an das berühmte Schwerpunktpro
gramm von 300 Millionen aus dem Winter 1949/50, an 
dem Rheinland-Pfalz Oberhaupt nicht beteiligt wurde, 
während Länder, ich will von Schleswig-Holstein ganz 
absehen, aber Niedersachsen, der nordöstliche Teil von 
Hessen und Bayern·, auch dabei berücksichtigt wurden. 
Der Herr Finanzminister hat bei diesem Punkte ge
stern gesagt, als Anteil am Finanzausgleich des Bundes 
müssen wir einen Anteil erkämpfe n, der sich aus dem 
Verhältnis der Sonderbelastung usw. ergibt. 

Ich darf Sie bitten, Hel'r Finanzminister, diesen Plan 
lOOprozent.!g durchzuführen. Daß es ein Kampf sein 
wird, dessen bin ich gewiß, Kämpfe haben wir auch im 
Zentral-Bankrat, wenn es sich darum handelt, große 
Kredite auf die einzelnen Länder zu verteilen. 

Und nun, meine Damen und Herren, in direktem z,,u
sammenhang ,damit: F.inanzausilei.ch zwischen Land 
und Gemeinden. Der Herr FinanZ!l'...inister hat· gestet n 

recht interessante Ziffern angegeben über d ie Lei
stungsstärke der einzelnen Länder, und ich habe es 
begrüßt~ daß an einer Reihe von Beisp ielen in aller 
Öffentlichkeit festgestellt wurde, daß \\•ir k~ineswegs 
hinter anderen Ländern stark zurückhinken. Ich kann 
dem Herrn Finanzminister aber nicht darin folgen, 
wenn er als Kriterien für die Fr.:ige des Fina nzaus
gleichs an die Gemeinden die Fehlbeträge hie Land, 
hie Total- oder Globalangabe der ganzen Gemeinden 
und Gemeindeverbände, zweitens der Rückgang des 
Steuerau!konunens auch bei dem Vergleich, drittens die 
Höhe der Schulden und viertens dte Höhe der Rück
lagen nehmen will. 

Meine Damen und Herren! Ich halte dieses Problem 
doch für so wesentlich, daß ich glaube, der Finanz
ausschuß wird sich gerade damit in ganz be~onderem 
Maße nochmals zu beschartigen haben. Ich bin zwar 
der Überzeugung, daß hierbei, wie der Herr Minister 
gestern auch schon betont hat, unsere eigene finan
zielle Notlage des Landes ausschlaggebend ist, daß 
aber auf der anderen Seite die notbedingten Ausgaben, 
die dem Lande als solchem zufallen, erfüllt werden 
müssen. 

1

, . Aber, ich betone nochmals, ich halte gerade hier 
eine eingehende Überprüfung der Regierungsvorlage 

1 für notwendig. 

Meine Damen und Herren! Zu den Einzelbehand
lungen der Haushaltspliine möchte Ich nur einige kurze 
Worte sagen. Der Herr Finanzminister hat d ie Er
richtung einer Wohnungsbaukreditanstalt in Aussicht 
gestellt. Herr Finanzminister, gerade von meiner amt
lichen Stellung aus muß ich betonen, daß ich das sehr 
begrüßen würde. Die Totalität der Au!gaben, die Sie 
im einzelnen erläutert haben, ist schon so, daß sich 
€ine eigene Bankanstalt rentieren würde. Alx!r in mei
ner Eigenschaft als Präsident der sogenannten Bank ' 
der Banken des Landes, möchte ich doch vor d er 
Durchführung des Nachsatzes warnen, wonach etwa 
eine Verschmelzung mit bestehenden Instituten in Be
tracht gezogen würde. Herr Finanzminister, ich habe 
bestimmt die Befürchtung, daß das innerhalb der ein
zelnen Sparten unserer Knxlitinstitutc zu größten Rei
bereien kommen würde, und ich möchte im übrigen 
Ihnen aber, von meinem Standpunkt aus, ein beruhi
gendes Wort hinzufügen: die Durchführung dieser Auf
gabe wird einen großen Verwaltungsapparat gar nicht 
erfordern, denn es ist ja letzte.'l Endes nichts anderes 
als buchmäßige Durchführung der eingehenden Zinsen, 
der Verteilung der Darlehen usw. 

Und ein zweites möchte ich noch erwähnen, und 
fühle mich dazu besonders veranlaßt auch d urch ge-' 
wisse Ausführungen, die hierzu gemacht worden sind, 
nicht nur heute morgen, sondern auch schon gestern 
von dem Herrn Finan~minister, das betrifft die Dota
tionen an die Kirchen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Finanzminister 
hat mitgeteilt, daß hier durch die Erhöhung der Be
soldungen usw. eine Erhöhung des vorjährigen Etat
ansatzes von 8,8 Millionen au! l0,3, also um 1,5 Mil
lionen, notwendig sein wird. Der Hen- Kollege Dr. 
Hoffmann hat das in eine g~wisse Relatt0n zu de r Be
amtenbesoldung in den Kommunen und Kommunal
verbänden heute morgen gebracht. Ich möchte t!icht in 
große kirchenrechtliche Erörterungen eintreten. Aber 
aus dem 'Kommentai; unserer Verfassung, auf den ich 
hinweisen darf, ergibt sich ganz einwandfrei, d aß es 
sich h ier um Leistungen handelt, zu denen wir gesetz..: 
lieh verpflichtet sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 
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Ich m&:h\1'.' nkht 1:11rückgPhen auf den Grund und die 
Basis dieser Gesetze, die ja in die Zeit der Kunkor.ctate 
der 20er Jahre des 19. Jahrhunderts fallen, de1· „de 
salute animarum". „provida sollersque" und wie sie 
alle heißen . Aber in der Fortentwicklung dieser Klr
dwnstaatsverträge, die dann später auch mit den evan
gelischen Ltmdeskirchen abgeschlossen wurden, hi.L 
~kh doch ei n Gebilde he rausgestellt. das durch die Er
neuerung, zum Beispiel des bayrisc:ht:n Konkordats von 
1924. des preußischen von 1929, des Reichskonkordats 
von 1933 noch. also ein Gebilde ... 

i. zwei Konsuln gelegt. Diese Konsuln, die alljährlich 
! gewählt wurden, bekamen von dem Sprecher des Se
i nab bei <l.t.!r Einführung die Worte zugerufen: „Videant 

(Abg. Hertel: 
Das war das uptet· Hitler.) 

Ja. natürlich. Herr von Papen - herausgestellt, das 
eine Re<:htsbasis in jeder Lage der aufgezeichneten Zei
len geschaffen hat. Daran ist nicht vorbeizukommen. 
und ich darf mit aller Deutlkhkeit erklären, daß meine 
Fraktion \Vie ge.<;tern und heute, auch morgen fordern 
wird. daß diese gesetzlich bedingten Beträge auch ge
zahlt werdPn. 

(BeiCall bei der CDU und FDP.) 

Ieh möchte aber übel' die allgemeinen Erörterungen 
der Ber(>('htigung dieser Jo'orderungen hinweg ganz 
speziell noch darauf a ufmerksam rnuc:hen, daß der 
Herr Ministerpräsident - ich bin selbst dabei gewesen 
- gelegentlich des Staatsempfangs des päpstlichen 
Nuntiug auf diese Verpflichtung ausdrucklich aufmerk
sam gemal'ht h<if nnti i<'h bin überzeugt, daß bei dem 
später staUgehabten Besuch des evangelischen Kir
chenpräsidenten D . D ibelius die gleiche Zusage auch 
gegen(iber der evangelisdlen Landeskirche gemacht 
w1.1rde. 

Nun meine Damen und Herren, nocil eine dritte, 
iPl?.I'!' 11110 kurze Bemerkung. M~ine Partei wird der 
Erhöhung der Anzahl der Lehrkt·äfte- an den Volks- i 
schulen hunr!Prtprrnr.cnlig iustimmen. · i 

<Beifall bei der CDU und FDP.) 

Wir halten es für notwendig. daß gerade auf dem 
Lnnde. wenn es noch so schwach b..~uchte Schulen sind, 
rla;.; liPl'(t ~n <ier ,qeringen Bevölkerung~dichte il" diesen 
Gegenden. daß hier nicht. zuviel von den Kindern an · L 

.Sch11lwf'g verlangt wird. ~ 

(Sehr richtig! bd der CDU.) 

Wir sind auch - die Erhöhung von 144 Köpfen be
zieht s ich ja auch auf' die Be1·eitsch.a.ftspolizei - damit 
l' inverstanden, zumal es ja eine Angelegenheit ist. die 
den Ländern vom Bunde allgemein zuge•iviesen und 
auch auf sie verteilt worden ist. 

Alwr. ml'ine Damen und Herren. lassen Sie mich au:s 
der Verknüpfung mit der Polizei wm Schlusse eine 
Au."fühn1ng machen. die uns alle, möchte ich meinen, 
heute bewegen muß. Wir dürfen über alle wirl.~haft
lidlen. sozialen, kulturellen und ·finanziellen Sorgen 
nicht ve1·gp1;~n. daß wir auch eine politische Pflicht zu 
erfiillPn haben. 

(Bravo! bei der CDU.) 

Und di ese politische Verpflichtung besteht da1·in , daß 
wil· die J<: lt>mente, die sich schon wieder von r&hlis 
und !ink!> C'...eltung zu Vf'T!'<'haffen veri:uch,en, mit aller 
Macht zu unte1·drikk<'n bestrebt sein müssen. 

(Sl.:nkP1· Reifall be i den Regierungsparteien.) 

kh glaube mich eins ha lten 7.U können mü dem ge
samten Hause, wenn ich ctn den Herrn Ministerpräsi
dentt>n 11no vor allem an den Herrn Innenminister dle 
Bitte richte, auf diesem Gebit-t helle Augen zu haben. 

{Bravo! Lid der CDU.J 

Das alte Rom. das vorchristliche und vorkaiserliche, 
hatte die Staatsführung b!.!kanntlich in die Hände von 

consules, ne qujd detrimenti capiat rt.>s publica" . Für 
Sie, Herr Kollege Jakob Demmerle: „Ihr Konsuln 
müßt dafür so1·gen, daß der Staat keinen Na<'.hteil er
leidet,·· 

(Heiterkeit.) 

Die Kommentatoren unserer altrömischen Schl'ift
i;t.elJPr i:ind liingl'lt 7.ll d er Feststellung gekommen, daß 
dieser Mahnntf an dte höchsten Staatsheamten sirh 
reln aut politischem Gebiet bewegte. Man hat in d en 
Kriegs7.eiten auch in Rom wirtsti1aftlich{' unct andere • 
Sorgen gehabt. Abei· gerade die Zurückdämmung der 
politisdlen Angriffe auf Rom ist der Grund zur Ent
stehung dieses \Vortcs gcVv·cscn. 

Und deS:halb, sehr verehrter Herr Ministerpräsident 
·und m eine Herten Min ister . insbfosondere Herr Slaats
minister Dr. Zimmer: 

· „Vtdeant '('onrnles". 
(Beifall bei der CDU und FDP.} 

Prälilhl~nt Wolte": 

Dai; Wo1·~ zur Gei::r-Mift~orctn11ng hat der Abgeord-· 
nete Die!. 

Abg. Dicl: 

Meine Oame.n. und Herren! kh h abe namens de1· 
Fraktion der CDU den Ant1·ag zu stellen auf Sd1luU 
der Debatte. Die Fraktionen waren zunächst n icht 
einer Me.inl.1.0g darüber, ob eine Generaldebatte übel'
haupt stattfind!"n l'Oll. F:~ ist dann ft!wr dem Wunsch 
der. Oppos ition. eine solche Generaldebatte dennoch 
stattfinden zu laSS(!ll, Rechnung getragen worden. 
Wir haben des weiteren nfld1 dem Wunsch der Oppo
sition die · Debatte fei;teP~t>tzt. auf den hf'11tigf'n Tag. 
und wir h::tbl!'n drittc>ns .-nti:prC'C'hend dem Wuns<:h 
del' Op~ition ihl'em Redner unbeschränkte Redezeit 
zugebilligt. Der Herr Kollege Hoffmann hat über zwei 
Stunden, und damit n och etwä.s längc1· als der gegen
wä~: Lige Fil'.larzi:ninistcr gesprod1cn. Die beiden Koa
li_Uqnspnrtfien baben zusammen rund eine S,tunde das 
'Nort gehabt.. k h glaube, meine Damen und Herren 
von cter SPD, daß e;; deshalb nicht zuviel verlangt ist., 
wenn die Generaldebatte. wekhe stell nach li 211 der 
Geschilfti;nr<immg ja nur mit der grundsätzlichen Seite 
dE'T Dlngf> un<i nkht mit den Details beschäftigen so ll. 
damit t'xlendet werden k imn. Ich habe demgemä!~. ver
ehrtester He1T Präsident. den Antrn..-: auf Schluß der 
DebattS! .zu st€lkn. 

(Beifall bei det· COU.1 

Prl111ldent "''olteT111: 
D~s Wnrt h11t rie1· Abgeordnete Hertel von der SPD 

zur Ge«t·h;frts·11tTlnunl{. kh rl<'l1·r oiir:mf aufmerki;am 
n'theh~n, daß 

0

bcl Vorlegen der f'l PO nf'rliste bis jetzt 
noch zwet' Redner gemrlrit>t sind. und zwar der Abge
ordnete Hertel von der SPD. 

Abg. Hertel.: 

Meine Damen und Renen! kh billt• Sio>. sich das 
wohl zu übel'legen, ob Sie dem Antrag des Herrn 
Kollegen Diel stattgeben. Wenn ein kleinstaatliches 
Parlament überhaupt noch An~p1·uch darauf macht, 
ernst genommen zu wt:rden. dann mt1ß bei suldu~n . .. 

(Protestrllfe bei der CDU) 

dann muß bei solchen Gelegenheiten, wie sie heute 
gegeben sind, zum mindesten ein Mindestmaß von 
Redefreiht!.i1. eingeräumt werden. Ich bitte Sie, nicht 
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den Vet·such zu machen, den Sozialdemokraten, die 
38 v. H. der Bevölke'rung hier verkörpern, irgendwie 
den Mund zu verbieten. 

(Protestrufe bei CDU und FDP.) . „t 
Ich habe viele Dinge hier mit angehört, diie mir auch 

nicht gleichgültii sind, und ich bitte Sie, soviel Diszi
plin zu bewahren, daß Sie auch mich anhören. Ich 
bin der Meinung, daß der Finanzminister a. D. Hoff
mann heute In seinen Ausführungen eine spezielle Er
widerung auf die gestrigen Ausführungen des Herrn 
Finanzministers gemacht hat. Im Anschluß an diese 
ausgeglichene Rechnung sind zwei Fraktionen, zwei 
Parteiredner, zu Worte gekommen. Sie müssen uns 
Gelegenheit geben, in einer knappgehaltenen Redezeit 
auf diese von d1m beiden Parteirednern gemachten 

, Ausführungen knapp einzugehen. Ich unterstreiche 
·nochmals, daß Sie uns als Opposition au! keinen Fall 
vergleichen können mit der früheren KPD. Nach der 
Niedersachsen-Wahl haben.., Auslandsblätter geschrie
ben, daß sich nach dem, .was sich CDU und FDP im 
Niedersachsen-Wahlkampf an Verbrüderung mit 
staatsfeindlichen Kräften geleistet haben, die deutsche 
SO.Ualdemokratie die einzig zuverlässige Kraft der 
Demokratie überhaupt sei. , 

(Sehr starker Widerspruch bei der CDU, in 
Lärm überiehend - Glocke des Präsidenten -
Andauernder Lärm - Abg. Emil Demmerle: 
Unverschämtheit! - Abg. Lorenz': Ihr müßt 
parlamentarisch noch ·,nwas dazu lernen! -

Anhaltender Lärm - Glocke des Präsidenten.) 

Prlsident Wolte.-s: 

Ich dar! um Ruhe bitten! 
(Weiter anhaltende starke Unruhe - Verschie
dene Zurufe bei der SPD und der CDU -

Glocke des Präsidenten.} 

Ich bitte um Ruhe! Meine Damen und Herren, wir 
befinden uns in einer Geschäftsordnungsdebatte. Ich 
bitte, das zukünftig zu beachten und keine politischen 
Ausführungen in einer Geschäftsordnungsdebatte zu 
machen. Das wird nicht dazu beitragen, daß das gute 
Verhältnis, das bishet· zwischen den Parteien bestan
den hat, weiterhin bestehen bleibt. Ich bitte, die' Ge
schäftsol·dnung zu beachten und dem Präsidium die 
Dinge nicht schwerer zu machen, als sie ohnehin 
schon sind. Es hat ein Abgeordneter !ür den Antrag 
und einer dagegen gesprochen. Ich muß darüber ab
stimmen lassen. Wer dem Antrag des Abgeorlineten 
Diel zustimmen will, bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. Die Gegenprobe! - Der Antrag ist mit 
Mehrheit angenommen worden. 

(Abg. Hei:tel: Es lebe die Demokratie von 
· Rheinland-~falz.) 

Da.r:rilt ist die Angelegenheit erledigt. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Il'lnen nunmeh1· 
vorscl'i.lagen, daß t•1ir !m ... A ... ugust keine Sltz.un,en der 
Ausschüsse abhalten. Ich darf weiter den Vorsitzenden 
bitten, daß der Haushalts- und Finanzausschuß 
Anfan& September, und zwar in den ersten Ta
gen ·des September, mit den Ausschußarbei.ten be
ginnt, und daß in der ersten Hälfte des September 
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die anderen Ausschüsse ebenfalls zur Beratung der 
vorliegenden Arbeiten zusammentreten. Es ist von mil" 
aus· schlecht zu übersehen, wann die Arbeiten des 
Finanzaussclmsses beendet sind. Ich würde Ihnen vor
s~agen, .daß aber auf jeden Fall so gearbeitet wird, 
daß wir Ende qes Monats September mit der zweiten 
und dritten Beratung des Haushaltsplanes rechnen 
können. - Der Abgeordnete Dr. Boden hat das Wort. 

Abg. Dr. Boden: 

Ich glaube, Herr Präsident, daß das zu optimistisch 
Ist, denn es liegt nicht nur an den Ausschußberatun
gen, sondern an der Drucklegung, die erst nach Ab-
1:1nn 1 n n A.oY" D.1::. • ..-at111"\n «om..,""'"'+ •un ..... ~o. .... l.r ........ ..., i:t.l\„ .... n;~ --.--- __ ..................... „ ........... 6 & .......... 4 .......... ""' „„ ................................... „ ..... "' ..... „ ........ ....,. 
rektor Froitzheim hat im vorigen Jahr sehr gut dafür 
gesorgt, daß die Drucklegung in Abständen vor sich 
ging, trotzdem ist aber zwischen der letzten Etappe 
und dem Erscheinen der Durchschläge eine Frist von 
acht bis zehn Tagen gewesen. Ich werde versuchen, 
dafür zu sorgen, daß wir in etwa drei Wochen fertig 
sind, aber ich fürchte ... 

Prisldent Wolters: 

Meine Damen' und Herren, ich möchte Ihnen dann 
folgenden Vorschlag machen - die einzelnen Kollegen 
möchten das natürlich gerne wissen und müssen sich 
danach richten - : Halten Sie sich bitte Ende September 
für eine Plenarsitzung bereit. Ich bitte das Hohe Haus, 
dem Präsidenten zu gestat~n, im Einvernehmen mit 
dem .Ältestenrat den genauen Termin der Abhaltung 
der nächsten Landtagssitzung zu bestimmen und die 
Tagesordnung festzusetzen. Das Haus ist damit ein
verstanden. Ich stelle fest, es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Außerhalb der Tages
ordnung hat der Abgeordnete Hertel von det· SPD 
das Wort erbeten zur Abgabe einer persllnlkhen ·Er
kli:r:ung. !eh erteile ihm das Wort. 

Abg. Hertel: 

Meine Damen und Herren! Ich habe Auftrag, na
mens meiner Fi:-aktion zu erklären, daß wir die vor 
einigen' Minuten erfolgte Abwürgung der Meinungs
äußerung der Opposition in diesem· Hause außer
ordentlich bedauern. Unser Bedauern ist um so grö
ßer, weil vermutlich zwangsläufig die von uns ange
strebte enge, vertrauensvolle Zusammenarbeit aller 
Parteien dieses Hauses in Zukunft mit der Vorbehalt
losigkeit nicht mehr aufrechterhalten werden kann. 

{Bei!all bei' der SPD - Abg. Diel: Hörtl Hörtl) 

Prl.sldent Wolters: 

Meine Damen und Herrenl Wir sind an den Schluß 
unserer Tagesordnung gekommen. Ich schließe die 
Sitzung des Landtages ur:id wünsche Ihnen allen eine 
gute Heimfahrt. 

S c h 1 u ß d e r S i t z u n g : 13.30 Uhr. 
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